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Andreas Baader 


Die nach wie vor notwendige Korrektur 


der herrschenden Meinung 


Zum 30. Jahrestag der Stammheimer To- 
desnacht und der sich anschließenden Re- 
pressionswelle gegen die gesamte Linke, die 
unter dem Namen „Deutscher Herbst“ in die 
Geschichte einging (Wann hätte es jemals 
einen „Deutschen Frühling“ gegeben?), 
läuft in den Medien der BRD eine wahre 
Propagandamaschinerie an, die nicht nur 
die Diffamierung der RAF zum Ziel hat, 
sondern ebenso die Denunzierung des ge- 
samten Aufbruchs der Linken in den 1960er 


Eva Haule ist 
endlich freil 


Eva Haule, Gefangene aus der ehemaligen 
RAF, ist nach 21 Jahren Haft endlich auf 
freiem Fuß. Die 53-Jährige ist am Freitag, 
den 17. August, aus dem Frauengefäng- 
nis Berlin-Neukölln auf „Bewährung“ 
entlassen worden, erklärte am Montag die 
Sprecherin der Senatsverwaltung für Ju- 
stiz Barbara Helten. Der Entlassung sei ei- 
ne Absprache zwischen der JVA und dem 
Justizsenat vorausgegangen. 

Evas Entlassung war zunächst für 
Dienstag angekündigt worden. Das Ober- 


und 1970er Jahren. Noch heute wird mit 
Strafverfolgung bedroht, wer sich öffent- 
lich nicht der staatsoffiziellen Selbstmord- 
Version anschließen mag, und noch immer 
werden wesentliche Akten, die im Zusam- 
menhang mit den damaligen Ereignissen 
stehen, von den deutschen Behörden sorg- 
sam unter Verschluss gehalten. 

Der Roten Hilfe ist oft zum Vorwurf ge- 
macht worden - ob zu Recht oder zu Un- 
recht, das mag hier dahingestellt bleiben - 


landesgericht Frankfurt am Main hatte die 
Reststrafe am Freitag für fünf Jahre zur 
Bewährung ausgesetzt. 

Das zuständige Oberlandesgericht (OLG) 
Frankfurt am Main gab erst am Freitag, 
den 17.8., einen entsprechenden Be- 
schluss bekannt. Spät, denn die Richte- 
rInnen warteten mit ihrer Entscheidung 
bis kurz vor Schluss: Am kommenden 
Montag endet die gerichtlich festgelegte 
Mindesthaftdauer. Eva musste zweimal im 
August vor diesem Gremien erscheinen, 
bis sie die Gewissheit hatte, dass sie end- 
lich nach 21 Jahren die Knastmauern hin- 
ter sich lassen kann. 

Eva war 1986 verhaftet und zwei Jah- 
re später unter anderem wegen Beteili- 


Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Jan Carl Raspe 


‚ Ihre Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen sei eine zu unkritische gewesen, 
sie habe sich zum Sprachrohr der RAF ge- 
macht. Richtig ist, dass es eine Erfordernis 
der Solidarität war, die Diskussionen mit 
denen zu ermöglichen, die der Staat in den 
Knästen wenn nicht tot, so doch zumindest 
mundtot sehen wollte. Dass das auch heu- 
te noch notwendig ist, zeigt die gezielte Me- 
dienkampagne gegen Christian Klar, die 
sein Grußwort an die TeilnehmerInnen der 


gung an einem versuchten Sprengstof- 
fanschlag auf die NATO-Schule in Obe- 
rammergau zu 15 Jahren Gefängnis ver- 
urteilt worden. Noch vor Ablauf der Haft 
verhängte das Frankfurter OLG 1994 we- 
gen angeblicher Beteiligung am Anschlag 
auf die Rhein-Main-Airbase der US-Ar- 
mee im August 1985 eine lebenslange 
Freiheitsstrafe und stellte eine „besonde- 
re Schwere der Schuld“ fest. 

Wir weisen noch einmal daraufhin, dass 
immer noch 2 Gefangene aus der RAF 
weggespertt sind: 

Christian Klar: seit über 24 Jahren. 
Birgit Hogefeld: seit über 14 Jahren. 
Auch diese beiden Gefangene müssen un- 

bedingt raus! 


Rosa-Luxemburg-Konferenz im Januar 
zum Vorwand nahm, jede Kritik am Kapi- 
talismus als mit Knast zu ahndende Straftat 
zu brandmarken. Nicht nur die Tatsache, 
dass sich die Kampagne gleich mit gegen 
den Überbringer der Grußbotschaft, den 
Theologen und VVN-Vorsitzenden Hein- 
rich Fink, richtete, ließ erkennen, dass hier 
keineswegs nur die Politik des bewaffneten 
Kampfes im Visier steht. Weder Christian 
Klar noch Heinrich Fink stehen im Ver- 
dacht, neue Stadtguerillagruppen aufbau- 
en zu wollen. 

Ziel ist es vielmehr, den Kapitalismus ein 
für alle Mal als „beste aller möglichen Wel- 
ten“ zu präsentieren und jede andere Stim- 
me zum Verstummen zu bringen. Dieser 
Angriffrichtet sich nicht nur gegen die ehe- 
maligen Mitglieder der bewaffnet kämp- 
fenden Gruppen der 1970er und 1980er 
Jahre, sondern gegen die gesamte Linke, de- 
ren Teil die ‚Bewegung 2. Juni‘, die RAF 
und die ‚Revolutionären Zellen‘ waren. 

30 Jahre nach dem „Deutschen Herbst“ 
und neun Jahre nach der Auflösung der 
RAF sieht es so aus, als habe die Linke der 
staatlichen Propaganda nur wenig entge- 
genzusetzen. Die ehemaligen Angehörigen 
der Stadtguerilla-Gruppen sprechen nicht 
mehr mit einer gemeinsamen Stimme. Über 
die Bilanz des bewaffneten Kampfes gehen 
auch ihre Meinungen weit auseinander, 
viele von ihnen sind in der Öffentlichkeit 
ganz verstummt. Die RAF ist Geschichte. 
Aber sie ist und bleibt mit all ihren An- 
stößen und Fehlern auch ein Teil der linken 
Geschichte. Wenn wir als Rote Hilfe entge- 
gen aller Medienhetze und Propaganda auf 
diesem Zusammenhang beharren - und 
nicht zuletzt auch auf der Forderung, end- 
lich alle verbliebenen Gefangenen aus der 
RAF freizulassen - dann geht es uns nicht 
um Nostalgie oder gar um eine nachträgli- 
che Verklärung der Geschichte der RAF. Es 
geht uns vielmehr um linke Solidarität, die 
sich auch und gerade dann beweisen muss, 
wenn über den richtigen Weg, den der 
Kampf um Befreiung einzuschlagen hätte, 
keine Einigkeit besteht. Diese Solidarität 
schließt selbstverständlich die politischen 
Gefangenen ein. Auch heute noch bleibt die 
„notwendige Korrektur der herrschenden 
Meinung“ (Pieter Bakker Schut) eine Auf- 
gabe für die Rote Hilfe, auch damit eine of- 
fene Diskussion über Geschichte und Per- 
spektiven der linken Bewegung möglich 
wird. Nicht zuletzt deshalb haben wir uns 
entschlossen, zum anstehenden Jahrestag 
Bakker Schuts Stammheim-Buch in einer 
Neuauflage wieder zugänglich zu machen. 
Unsere Solidarität gilt Birgit Hogefeld, Eva 
Haule und Christian Klar ebenso wie allen 
anderen politischen Gefangenen. Wir for- 
dern alle Roten HelferInnen auf, sich wei- 
ter für ihre Freilassung einzusetzen und der 
Diffamierung und Kriminalisierung linker 
Bewegungen entgegenzutreten. 

Rote Hilfe e.V. Bundesvorstand 
aus: Ausgabe: 3 . 2007 der roten Hilfe Zei- 
tung 
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Es gilt das 
gesprochene 
Wort?! 


„Neue” Tondokumente aus 
dem Stammheim - Prozess 
1975-1977 aufgetaucht. 


Ende Juli, Anfang August tauchten auf 
einmal Tondokumente aus dem Stamm- 
heim-Prozess gegen Andreas Baader, Ulri- 
ke Meinhof, Gudrun Ensslin und Jan-Carl 
Raspe als Stream-Dateien auf der Websei- 
te des SWR 2- Kulturradios auf. Auf den 
Bändern sind kurze Statements der Gefan- 
genen aus der RAF zu hören. Andreas Baa- 
der greift darin Haftbedingungen und die 
Prozessführung des Vorsitzenden Richters 
Prinzing an. Jan-Carl Raspe äußert sich zu 
den auf Zerstörung der Persönlichkeit an- 
gelegten Haftbedingungen, besonders von 
Ulrike Meinhof. Ulrike Meinhof selbst ist 
nur kurz und kaum verständlich mit einem 
Statement zu den Schikanen der prozes- 
sführenden Richter zu vernehmen. Gudrun 
Ensslin geht bekennend auf die militäri- 
schen Angriffe der RAF ein und begründet 
diese aus der politischen Analyse heraus. 
Später aber mehr dazu. 


Stammheim-Prozess: 


In Stuttgart begann am 21.05.1975, im ei- 
nem extra neu gebauten Prozessbunker, das 
Stammheim-Verfahren gegen die RAF. We- 
nige Wochen vor Prozessbeginn werden die 
drei Hauptverteidiger Croissant, Groene- 
wold und Ströbele aus dem Verfahren aus- 
geschlossen mit der Begründung, sie wür- 
den den organisatorischen Zusammenhalt 
einer kriminellen Vereinigung (RAF) betrei- 
ben. Am 23. Juni wurden Croissant und 
Ströbele verhaftet und zahlreiche Prozes- 
sunterlagen beschlagnahmt. Später sollten 
noch mehrere weitere Verteidigerausschlüs- 
se folgen. Die Angeklagten Andreas Baa- 
der, Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin und 
Jan-Carl Raspe gaben im Prozess selbst nur 
politische Erklärungen zur Sache und Sta- 
tements zu den Haftbedingungen und spä- 
ter zum Tod von Ulrike Meinhof ab*. Da sie 
während ihrer Statements massiv vom Vor- 
sitzenden Richter Prinzing (damals Mitglied 
einer schlagenden Verbindung / reak- 
tionären Burschenschaft) unterbrochen 
wurden, was sie nicht kommentarlos hin- 
nahmen, kam es des Öfteren zum Aus- 
schluss der Angeklagten, so dass sie den 
größten Teil des Prozesses in ihren Zellen 
saßen. Prinzing wurde kurz vor Ende des 
Prozesses, am 20. Januar 1977, als zu- 
ständiger Richter fallengelassen, weil der 
Schein des unabhängigen Gerichts kaputt 


war und seine Beibehaltung zahlreiche 
Gründe für eine Revision des Verfahrens 
bieten konnte. Die Verteidiger hatten Infor- 
mationen bekommen, wonach Prinzing Ab- 
lichtungen der Prozessakten an den Bun- 
desrichter Albrecht Meyer weitergeleitet 
hatte, welcher über eine mögliche Revision 
im Verfahren zu entscheiden gehabt hätte. 
Nicht nur das - Meyer hatte sogar Teile der 
Akten an die Presse weitergeleitet. Dem 85. 
Befangenheitsantrag wurde schlussendlich 
stattgegeben. 

Außerdem wurden vor dem Prozess neue 
Gesetze geschaffen bzw. alte Gesetze modi- 
fiziert, wie z.B. die Kronzeugenregelung, die 
dem Gericht die Prozessführung erleichter- 
ten. Die Angeklagten wurden am 28.04.77 
in allen Anklagepunkten - gemeinschaftli- 
ches Begehen von sechs Bombenanschlägen 
in Tateinheit mit vier Morden und 34 Mord- 
versuchen, des Begehens von Mordversu- 
chen in Tateinheit mit der Gründung einer 
„kriminellen Vereinigung“ - für schuldig 
befunden und zu lebenslangem Gefängnis 
verurteilt. 


Interessant sind erstmal die Begleitumstän- 
de, unter denen diese Tonbänder auftauch- 
ten. Die SWR-Hörfunkabteilung prokla- 
mierte erstmal den Erfolg, in der Recher- 
chearbeit in den Kellern des Staatsarchivs 
Ludwigsburgs, für sich. Dort verwahrten 
Archivare seit Jahrzehnten die zur Ge- 
dächnisstütze für Gerichtschreiber gedach- 
ten Bänder. Diese sollten eigentlich schon 
lange gelöscht sein. Doch dann entspann 
sich eine deftiger Streit innerhalb der ARD- 
Journaille. Der NDR stellte parallel auch 
Ansprüche auf Entdeckung der Aufzeich- 
nungen. Der NDR hatte den Spiegel-Chef 
und selbst ernannten RAF-Historiker mit 
Monopol-Anspruch (eine Art Guido Knopp 
der deutschen 68er-Geschichte) Aust und 
den Spiegel-TV-Mann Büchel für eine Hi- 
storische Aufarbeitung zum so genannten 
Deutschen Herbst verpflichtet. Der SWR 
nahm daraufhin bis zur Ausstrahlung eines 
NDR-Beitrags von Aust und Konsorten in 
den Tagesthemen die Streams wieder vom 
Netz. 

Der Streit um die diese Tonbänder zeigt 
einmal wieder die Sonderstellung die sich 
Aust in Bezug auf die Deutungshoheit, in 
Bezug auf die Aufarbeitung der RAF-Ge- 
schichte geschaffen hat. Er allein nimmt 
sich das Recht heraus, scheinbar Neues zu 
präsentieren und gleichzeitig zu deuten. 

Im Gleichklang mit den Schreiberlingen 
der FAZ, kommt er - wie schon immer - ins 
Psychologisieren. „Man merkt in ihrer 
Stimme die Verzweiflung und Verwirrung“, 
lässt er sich zu Ulrike Meinhofs Statement 
aus. Dass sich in ihrer Stimme die von Jan- 
Carl Raspe angesprochenen Haftbedingun- 
gen widerspiegeln, kommt dem Chefjour- 
nalisten nicht in den Sinn. So sucht die bür- 
gerliche Journaille im Einklang nach den 
Gründen, die Ulrike Meinhofs Tod als 
Selbstmord festschreiben könnten. Eine 
Zeile aus der von Gudrun Ensslin abgege- 


benen Erklärung über die Verantwortung 
für Angriffe von RAF-Kommandos, denen 
die Gefangenen nicht zustimmten, wird so- 
fort zum RAF-Mobbing gegen Ulrike Mein- 
hof stilisiert. 


Mai-Offensive 72: 


Die RAF veröffentlichte vor ihrer Offensive 
das Strategiepapier „Rote Armee Fraktion 
- Stadtguerilla und Klassenkampf“**. Die 
Offensive selbst, sollte einerseits den USA 
und ihren Verbündeten im Vietnamkrieg 
klarmachen, dass es für sie, als Verant- 
wortliche für das Morden in Vietnam, auch 
in Europa „kein ruhiges Hinterland“ mehr 
gibt. Darüber hinaus zielten einige Aktio- 
nen auf die Repressionsorgane in der BRD 
und die Verantwortlichen für die Isolati- 
onshaftbedingungen, denen die Gefangenen 
aus der RAF und andere, damals schon aus- 
gesetzt waren. 

11.05.72: Im Hauptquartier des V. US- 
Corps in Frankfurt gehen drei Bomben hoch. 
Ein Offizier wird getötet, 13 Soldaten wer- 
den verletzt. 

12.05.72: Bombenanschläge auf die Po- 
lizeihauptquartiere in Augsburg und Mün- 
chen. Dabei wird niemand verletzt. 

16.05.72: Sprengstoffanschlag auf Bud- 
denberg, BGH-Richter in Karlsruhe, bei dem 
dessen Frau verletzt wird. 

19.05.72: Zwei Bomben explodieren in 
Hamburg im Springer-Hochhaus. Trotz 
rechtzeitiger und dreimaliger Warnung vor- 
her, lässt Springer nicht räumen. 17 Ar- 
beiter werden verletzt. Die RAF übt Selbst- 
kritik und schreibt: „Wir haben Springer 
nicht als das Schwein eingeschätzt, das er 
tatsächlich ist.“ 

24.05.72: Bombenanschlag auf das 
Hauptquartier der US-Armee in Europa in 
Heidelberg, wo der Zentralcomputer instal- 
liert ist, mit dem die US-Flugeinsätze über 
Nordvietnam koordiniert werden. Drei Sol- 
daten werden getötet. (Quelle: Bundesrepu- 
blik Deutschland (BRD) - Rote Armee Frak- 
tion (RAF), GNN Verlagsgesellschaft Poli- 
tische Berichte) 


Zu den Fakten: Die RAF griff im Zuge ih- 
rer Mai-Offensive 1972 unter anderem auch 
das Springer Hochhaus in Hamburg an. Da 
bestimmte Leute im Springer-Konzern eine 
telefonisch eingegangene Warnung igno- 
rierten, wurden 17 Angestellte und Arbei- 
ter verletzt. Über diesen Angriff gab es de 
facto Diskussionen innerhalb der RAF, die 
von Aust und anderen dazu benutzt wer- 
den, eine persönliche Auseinandersetzung 
zwischen Gudrun Ensslin und Ulrike Mein- 
hof zu konstruieren. Den Rest an Beweisen 
für diese These schnippelten sie sich aus 
dem „INFO“, einem Infosystem, das den 
Austausch von Inhalten und Einschätzun- 
gen unter allen Gefangenen aus der RAF, 
durch Briefe möglich machte, zusammen. 
Dort wurde teilweise unter Anwendung; der 
leninistischen Organisationsprinzipien von 
Kritik und Selbstkritik heftigst gestritten. 
Für Aust und Konsorten eine wahre Fund- 


JIrike Meinhof 


grube für ihre Verschwörungstheorien und 
weitere Psychologisierungen. 

Im selben Kontext wird auf ein weiteres 
Band hingewiesen, in dem, nach Darstel- 
lung der Austianer, Ulrike Meinhof inner- 
halb eines Statements über die an ihr prak- 
tizierte Folter einen Hilferufsendete, in dem 
sie die Möglichkeit nach einem Ausstieg oh- 
ne Verrat suchte und nicht fand. 

Geradezu typisch ist, dass genau dieser 
Auszug nicht zu hören ist. Man möchte ge- 
radezu darauf wetten, dass Aust sich die- 
sen für seine Doku aufgehoben hat. Dort 
können er und sein Gefolge dann den Kon- 
text vorgeben, in dem Mensch das gespro- 
chene Wort zu verstehen hat. 

Alles nach der alten Buback-Doktrin aus 
dem Jahre 1975. Damals forderte dieser in 
dem damaligen Polit-Magazin Kennzei- 
chen D: „... dass Journalisten sich darauf 
beschränken (sollen), Mittler zwischen Po- 
lizei, Staatsanwaltschaft und Bevölkerung 
zu sein“ Schon vorher machte er klar, dass 
es darauf ankommt, „wie, wann und wel- 
che Informationen weitergegeben werden“. 
Beide Prinzipien gelten bis heute sowohl im 
Zusammenhang mit der Geschichte der ra- 
dikalen linken Opposition von 1968-1977 
als auch im Umgang mit Protest u. Wider- 
stand in der Gegenwart (siehe G8). 

In diesem Sinne hat der Spiegel-Chefre- 
dakteur Aust, spätestens nach der Auf- 
tragsarbeit für die dreißigste Wiederkehr 
des sog. deutschen Herbstes, einen Bun- 
desverdienstorden verdient. Dass er damit 
Vorbild-Funktion im Bezug auf einen 
ganzen Berufsstand hat, scheint unbestrit- 
ten. 

Heute wird, weder in den Printmedien 
noch in TV und Radio, keine Kurzmeldung, 
kein Original-Zitat und keine staatskriti- 
sche Stellungnahme unkommentiert bzw. 
ohne ein vor Staatsräson triefendes Vorwort 
in Öffentlichkeit gebracht. Und das nicht 
nur dann, wenn es um die RAF und ande- 
re fortschrittlich bestimmte bewaffnete 
Kämpfe geht. 


Noch mal zurück zum Ursprung. Die Ton- 
dokumente sind weder eine mediale Sen- 
sation, noch enthalten sie viel Neues. Es 
sind Dokumente eines Prozesses, die ohne 
die Kommentare der bürgerlichen Medien 
auch ganz anders hörbar sind. Ein Andreas 
Baader, der sich schlecht als aggressiver 
Macho od. Dandy verkaufen lässt. Erspricht 
ruhig und mit analytischer Klarheit seinen 
Text. Das, was Jan-Carl Raspe zur Haftsi- 
tuation von Ulrike Meinhof sagt, wird durch 
das Auftreten von ihr mehr oder minder be- 
stätigt. Bei ihr spürt mensch die Folter der 
letzten Jahre deutlich. Gudrun Ensslin er- 
klärt die Praxis der RAF. Dies fiel sogar den 
SchreiberInnen der Süddeutschen Zeitung 
(Stimmen aus dem Grab, 1.8.2007) auf: 

» .. Sie (die Tondokumente) zeigen die 
Angeklagten überraschenderweise völlig 
unhysterisch. Jan Carl Raspe trägt En- 
de1975 sachlich seine Kritik an den Haft- 
bedingungen vor. Ulrike Meinhof, offenbar 
schwer von den Haftbedingungen gezeich- 
net (sic!), spricht wirr und so gedrängt, dass 
sie kaum zu verstehen ist. (...) Die größte 
Überraschung bietet Andreas Baader. Der 
vielfach zum ‚Dummkopf‘, ‚Brutalo‘ und 
‚Macho‘ kolportierte, nennt den Prozess in 
leitartikelnder Prosa eine leere Fassade (...). 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, 
dass die bürgerlichen Schreiberlinge fast im 
gleichen Tonfall über die „krude, fremd- 
wortdurchdrungene, altbackene“ Sprache 
stöhnen und über diese aus der Drüberste- 
her-Perspektive ablästern, wie viele junge 
und mittelalte Linke. 

Es scheint mir in beiden Fällen doch oft 
so zu sein, dass dieses Verhalten als Ent- 
schuldigung dafür dient, sich nicht mit den 
Inhalten, gerade im Bezug auf deren Ak- 
tualität, zu befassen. 

Zumindest können die Tondokumente für 
viele, gerade auch junge Menschen ein An- 
lass sein, sich mit den damaligen Ereignis- 
sen auseinanderzusetzen. 

.. und da ist eine radikale Linke gefragt, 
die sich äußert und den herrschenden Me- 
dien mit all ihren Plattheiten ein realeres 
Bild der damaligen Zeit und den Kämpfen 
darin vermittelt. 


Links: 


Erklärung zur Sache - Auszüge aus dem 
Manuskript zum Stammheim-Prozess: 
<http:/[www.nadir.org/nadir/archiv/Po- 
litischeStroemungen/Stadtguerilla+RAF/R 
AF/brd+raf/027.html> 
Jan Carl Raspe erklärt am 11.05.1976 zum 
Tod von Ulrike Meinhof: 
<http://www.nadir.org/nadir/archiv/Po- 
litischeStroemungen/Stadtguerilla+RAF/R 
AF/brd+raf/030.html> 
Das Konzept Stadtguerilla: 
<http://www.nadir.org/nadir/archiv/Po- 
litischeStroemungen/Stadtguerilla+RAF/R 
AF/brd+raf/004.html> 
Bericht der Internationalen Untersu- 
chungskommission zum Tod von Ulrike 
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Meinhof: 
<http://www.nadir.org/nadir/archiv/Po- 

litischeStroemungen/Stadtguerilla+RAF/R 

AF/ulrike_meinhof/iuk/index.html> 


Bücher: 


Pieter Baaker Schut - Stammheim (Neu- 
erMalik-Verlag) 

Ausgewählte Dokumente der Zeitge- 
schichte: Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) - Rote Armee Fraktion (RAF), GNN 
Verlagsgesellschaft Politische Berichte 

Irmgard Möller: „RAF - das war für mich 
Befreiung!“ 

Gudrun Ensslin: „Zieht den Trennungs- 
strich jede Minute“ 

- Beide erschienen im Konkret Literatur 
Verlag 


Das Gesprochene Wort... 


Dokumentation der Inhalte der veröffent- 
lichten Tonbänder aus dem Stammheim- 
Prozess 


Ulrike Meinhof 
Zum Gerichtsverfahren: 

Rational und logisch ist das, was Sie hier 
machen, indem Sie also bei Andreas den 
fünften beziehungsweise sechsten Anwalt 
rausfeuern, logisch und rational ist das prä- 
zise, das Vorgehen und die Struktur eines 
Kriegsgerichts, beziehungsweise, hier ist es 
vielleicht genauer zu sagen: eines Polizei- 
gerichtsverfahrens. 

Indem Prinzing (der Richter, d. Red.) 
natürlich ein Interesse daran haben muss, 
dass die Verteidigung sich unter gar keinen 
Umständen, (...) wieder rekonstruieren 
kann, aus dem einfachen Grund, dass er 
natürlich (...) Angst haben muss. Aber ich 
stelle einfach noch mal fest: Bei Andreas 
sind Croissant, Ströbele, Groenewold aus- 
geschlossen worden übers Verteidigeraus- 
schlussgesetz und auf einem Weg, und aus 
dem ganzen Verfahren ausgeschlossen, auf 
einem, auf dem Weg einer Interpretation, 
die das Gesetz, äh, und, also dann noch mal, 
um den Fall Andreas, um die Sach..., um 
dieses Ziel, bei Andreas alle Anwälte weg- 
zuknallen, gebogen worden ist. 


Gudrun Ensslin 
Zu den Anschlägen der RAF: 

Wir sind auch verantwortlich für die An- 
griffe auf das CIA- Hauptquartier und das 
Hauptquartier des 5. US-Korps in Frankfurt 
am Main und auf das US-Hauptquartier in 
Heidelberg, insofern wir in der RAF seit ‘70 
organisiert waren, in ihr gekämpft haben 
und am Prozess der Konzeption ihrer Poli- 
tik und Struktur beteiligt waren. Insofern 
sind wir sicher auch verantwortlich für Ak- 
tionen von Kommandos, zum Beispiel ge- 
gen das Springer-Hochhaus, deren Kon- 
zeption wir nicht zustimmen. (...) 

Zu erwägen ist nicht ein Widerstands- 
recht, wie es hier nicht um Rechte geht, son- 
dern was die Politik der RAF ausdrückt, ist 
das Bewusstsein der Pflicht zum Wider- 
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stand. (...) Und das exakt war zwei Tage lang 
der Inhalt unserer Erklärung zur Sache (...) 
Widerstand, Kampf. Das hat der Text, der 
im Januar hier gekommen ist, artikuliert. 
Das Gericht hat ihn ignoriert. Eine Reakti- 
on, die nur zwei Deutungen zulässt: Sie ha- 
ben nichts verstanden, aber wahrscheinli- 
cher: Prinzing (der Richter, d.Red.) darf die 
Veranstaltung nicht abkürzen, weil sie von 
der Dramaturgie des Bundestagswahl- 
kampfes bestimmt ist. 


Jan-Carl Raspe 

Zu den Haftbedingungen: 

Falsch ist, dass die Auswirkungen der Iso- 
lation den verantwortlichen Stellen ver- 
deckt geblieben wären. Nichts war verdeckt. 

Es gab Januar ‘73 die Stellungnahmen 
von drei Gefängnisärzten in Ossendorf, als 
Ulrike seit siebeneinhalb Monaten im Trakt 
war, die ohne Untersuchung erklärten: Psy- 
chosomatische Schäden sind bei der Art 
von Unterbringung, nämlich in akustischer 
Isolation, unvermeidlich. Aus psychiatri- 
scher Sicht sei die Grenze der Belastbarkeit 
erreicht, einfach weil die Auswirkungen der 
Isolation angefangen hatten, sichtbar zu 
werden. 

Ulrike konnte bei Besuchen nicht mehr 
sprechen. Außerdem ist in unzähligen An- 
trägen der Anwälte auf Ärzte unserer Wahl 
auf Aufhebung der Isolation erklärt und mit 
präzisen wissenschaftlichen Argumenta- 
tionen nachgewiesen worden, dass die Aus- 
wirkungen der Isolation für jeden nach ei- 
ner bestimmten Zeit katastrophal sind. 


Andreas Baader 
Zur Isolationshaft: 

An drei Tagen in der Woche, drei Tagen 
in der Woche ist hier Verhandlung, findet 
praktisch kein Umschluss statt, findet kein 
Hofgang statt, schon gar kein verlängerter, 
ist die Situation für die Gefangenen die, 
dass sie in schallisolierten, schalltoten fen- 
sterlosen Zellen vier oder fünf Stunden am 
Tag sich aufhalten müssen. Und zwar voll- 
ständig isoliert, also auch der Umschluss zu 
zweit, den Sie ja inzwischen zugestanden 
haben, ist da unten wieder liquidiert, wie 
wir festgestellt haben heute. (...) 

Aber dazu wollte ich einfach nur mal kurz 
feststellen: Wir sind sicher, Prinzing (der 
Richter, d.Red.), dass Sie hier auch an Ihrem 
eigenen Urteil arbeiten. 

(Quelle: FR vom 1.08.2007) 


Weitere Quellen: Pieter Baker Schut - Stammheim, 
BRD-RAF (GNN Verlag), rafinfo.de, SZ, FAZ, WELT 


anderslautern-red. 
(www.anderslautern.de <http://www.an- 
derslautern.de/>) 


Hinweis: Über unsere Website könnt ihr 
euch auch die Stammheim-Tondokumente 
als mp3-Dateien runterladen. Außerdem 
gibt's bei uns noch einiges mehr zum The- 
ma Bewaffneter Kampf, Politische Gefan- 
gene usw. 


Brief von Thomas Meyer-Falk vom 
6.August 2007 


Einzelhaft und das 
Leben „danach“ 


Im Folgenden soll es um die Isolationshaft 
und das Leben nach Aufhebung der Einzel- 
haft gehen. 

Von 1996 bis 1998 saß ich erst in Stutt- 
gart-Stammheim in Einzelhaft, dann kurze 
Zeit im bayerischen Straubing und schließ- 
lich von Herbst 1998 bis zum 5. Mai 2007 im 
baden-württembergischen Bruchsal. Die Be- 
griffe Isolationshaft und Einzelhaft verwen- 
de ich synonym; mitunter gibt es leichte Ver- 
wirrung hinsichtlich der „Einzelhaft“: $ 89 
Strafvollzugsgesetz regelt die „unausgesetz- 
te Absonderung eines Gefangenen“, sofern 
diese „aus Gründen in der Person des Ge- 
fangenen“ liegend, unerlässlich ist. Hiervon 
zu trennen ist also die Frage, ob ein Gefan- 
gener in einer Einzelzelle untergebracht wird. 
Die meisten Anstalten sind überbelegt und es 
werden zwei und mehr Gefangene in einer 
(kleinen) Zelle eingesperrt und manche er- 
streiten sich eine Einzelunterbringung. 

Wer jedoch in Einzelhaft sitzt, der/die hat 
für gewöhnlich keinerlei Kontakt zu den Mit- 
gefangenen, sprich man sitzt 23 Stunden des 
Tages in einer Zelle, hat eine Stunde am Tag 
alleine Hofgang — und das war es. Hinzu 
kommen umfangreiche ergänzende „beson- 
dere Sicherungs-/Überwachungs-/Kontroll- 
maßnahmen“, als da wären: die Vorenthal- 
tung von Besteck und anderen Gegenstän- 
den (mir wurde selbst eine Mundharmonika 
verweigert, da diese eine potentielle Waffe 
sein könne), Überwachung der Korrespon- 
denz, TV-Verbot, Trennscheibe bei Besuchen 
(Besucher/in und Gefangene/r sind durch ei- 
ne Panzerglasscheibe voneinander getrennt) 
sowie strikte Überwachung der Unterhaltung 
beim Besuch. 

Vor Verlassen der Zelle nackt ausziehen 
und umkleiden, mindestens jedoch abtasten 
und mit Metallsonde absuchen, ggf. auch An- 
legen von Handfesseln (so durfte ich viele 
Jahre lang die Zelle nur gefesselt verlassen). 
Und diese Aufzählung ist nicht etwa voll- 
ständig, es gibt noch weitere nach dem Ge- 
setz zulässige Maßnahmen. 

Wie erwähnt saß ich bis Mai 2007 selbst 
längere Zeit in Isohaft; die Jahre nutzte ich, 
um viel zu lesen, zu schreiben, und ich hat- 
te das Glück, jeden Monat zwei Besuche von 
Freund/innen und Genoss/innen zu erhalten. 
Außerdem hörte ich viel Radio und las viele 
Zeitungen und Zeitschriften. 

Im Laufe der Zeit stellte ich eine zuneh- 
mende Empfindlichkeit hinsichtlich von 
Geräuschen fest, d.h. leichte Irritierbarkeit 
durch jegliches Geräusch, das aus dem ge- 
wohnten Rahmen fiel. 

Bei Besuchen fiel es mir schwer, einen prä- 
senten Eindruck zu erwecken, in Gespräch- 
spausen war ich in Gedanken schnell „weit 
weg“, denn wer 23 Stunden am Tag mit sich 
selbst verbringt, lenkt zwangsläufig die Auf- 


merksamkeit nach innen. Und mit jedem Jahr 
mehr bedarf es zunehmender Konzentration, 
auf Anforderung (z.B. beim Besuch) die Auf- 
merksamkeit wieder nach außen zu richten. 

Bei mir entwickelten sich darüber hinaus 
kleinere Rituale, wie beispielsweise das täg- 
lich erfolgende zweimalige Reinigen des Haf- 
traums. Morgens wie abends putze ich die 
Zelle. 

Aufstehen gegen 4.00/4.15 Uhrin der Früh, 
zu Bett gehen gegen 19.00 Uhr. Flexibilität 
ging dabei fast völlig verloren, sprich ich 
stand wirklich Punkt 4.15 Uhr auf. Tag für 
Tag, Monat für Monat, Jahr für Jahr. Dieses 
zeitliche Korsett, so könnte eine Erklärung 
lauten, bot ein gewisses Maß an Sicherheit 
und Kontrolle in einem Leben, das ansonsten 
nahezu vollständig von außen kontrolliert 
und aufgezwungen wurde. Wenn ich schon 
nicht über mein Leben frei bestimmen konn- 
te, so doch zumindest über den Zeitpunkt des 
Aufstehens. 

Ja, und wie sieht nun das Leben, der All- 


Die zunächst vor allem gegen die Gefangenen aus der RAF entwickelte und auf Zerstörung 


ges von Unwichtigem zu trennen — und lief 
so die ersten Tage ein wenig „wie benebelt“ 
durch die Flure. Auch an meinen „sozialen 
Kompetenzen“ musste ich arbeiten, denn 
kaum fing ich mit jemandem ein Gespräch 
an und mich sprach ein Dritter an, ließ ich 
kommentarlos Person A stehen, um mich Per- 
son B zuzuwenden. Mitte Juni begann ich 
dann ein nur vier Tage dauerndes Praktikum 
in der Elektro-Lehrwerkstatt der Anstalt, um 
zu schauen, ob mir eine Elektrolehre liegen 
würde. So freundlich die dort tätigen Gefan- 
genen auch waren, mir wurde es alsbald zu- 
viel und die Ärztin schrieb mich arbeitsun- 
fähig. 

Wer lange Jahre mit sich allein verbrach- 
te, muss erst wieder lernen, die Gegenwart 
anderer auszuhalten; dieses Verhalten ist 
auch bei jenen Gefangenen zu beobachten, 
die sich nicht in Einzelhaft befunden haben. 
Oft genug höre ich hier von Mitgefangenen 
am Nachmittag, kurz bevor die Zellen ver- 
und die Gefangenen eingeschlossen werden: 


ihrer politischen Identität zielende Isolationshaft wurde in den Jahrzehnten seither enorm 
ausgeweitet. Das Bild zeigt eine Zelle des Hochsicherheitsgefängnisses Hamburg Billwer- 
der, in die, wie es offiziell heißt, „renitente Gefangene“ verbracht werden. Der Raum ist 
schallisoliert, in der Mitte ein Bettgestell, in der Ecke ein Toilettenbecken mit Toilettepa- 
pier. Am Bettrahmen befinden sich Gurte und Handschellen, die zur Fixierung des Ge- 


Jangenen verwendet werden. 


tag nach Aufhebung der Isolierung aus? 

Die ersten Tage waren der pure, nackte 
Stress! So viele neue Gesichter, Gerüche, op- 
tische und akustische Eindrücke, so vieleneue 
Namen ... Mein Gehirn musste sich erst wie- 
der an die enorme Reizflut gewöhnen, denn 
die Fähigkeit, wichtige von unwichtigen In- 
formationen quasi unbewusst voneinander 
zu trennen, leidet in der Isolation. Dort ist je- 
der Reiz (ob akustisch, optisch, usw.) wichtig 
und dringt durch, denn es gibt ja kaum wel- 
che. Um so mehr Bedeutung hat jede Infor- 
mation, die einen erreicht. 

Ich musste also erst wieder lernen, Wichti- 


„Du, ich bin froh, wenn die Türe zu geht, end- 
lich meine Ruhe!“ 

Als am 21./22. Juli sodann das Sportfest 
(ein Mal im Jahr dürfen BesucherInnen Ge- 
fangene im Gefängnishof besuchen. Für 8 
Stunden ist dann der Hof voller BesucherIn- 
nen und Gefangenen, zudem kommen Fuß- 
ballmannschaften von „draußen“ und es gibt 
Stände, an welchen man Steaks, Pommes, Pi- 
zza, usw. kaufen kann) stattfand, ging ich in 
den Hof, um mir dies anzusehen. Aber alle 
die Menschenmassen wurden mir bald zuviel 
und abends lag ich mit Kopfschmerzen im 
Bett, obwohl ich nicht viel Zeit im Hof ver- 


bracht hatte. Und wirkliche Freude stellte sich 
auch nicht ein, denn die Gegenwart dieser 
vielen BesucherInnen machte besonders be- 
wusst, dass man eingesperrt ist; die 150-250 
„anstaltsfremden“ Personen würden abends 
wieder die Anstalt verlassen, während man 
selbst wieder in die Zelle zurückkehren muss. 

Die entsozialisierende Wirkung des Straf- 
vollzuges wurde oft genug in vollzugskriti- 
scher Literatur thematisiert (konservative 
Vollzugspraktiker, z.B. Ltd. Regierungsdirek- 
tor Wilkin Wilke, ehem. Leiter der JVA Strau- 
bing, bestreiten jedoch, dass Strafvollzug 
„schädliche Wirkungen“ auf Inhaftierte ha- 
ben könnte), und auch die Isolationshaft war 
(und ist) Gegenstand politischer Kritik (aktu- 
ell insbesondere im Zusammenhang mit dem 
US-Lager Guantanamo). Trotzdem hört man 
gerade unter Gefangenen oft genug ein Plä- 
doyer für Gefängnisse, ja selbst für die Iso- 
lierhaft. Hier in Bruchsal arbeiten Gefangene 
im Auftrag der JVA am Bau zweier speziell 
gesicherten „Einzelhöfe‘. D.h. Gefangene er- 
richten jene „Zwinger“, in denen künftig iso- 
lierte Gefangene ihren Einzelhofgang absol- 
vieren müssen. 

Ich hatte das Glück, während der Zeit in 
Einzelhaft Gefangenen aufgefallen zu sein, 
die sich nicht dem Konformitätsdruck der An- 
stalt beugten. F. und H. versorgten mich all 
die Jahre, wenn ich etwas benötigte, mit Nah- 
rungsmitteln, denn die Anstalt verweigerte 
mir konsequent das Taschengeld. F. meldete 
sich regelmäßig durch Klopfen an meiner Zel- 
le, so dass man sich durch Rufen am Türspalt 
ein wenig unterhalten konnte. Mit H. konn- 
te ich während der Zeit im Hof sprechen, da 
das Fenster seines Arbeitsplatzes in Richtung 
Hofareal ging (was ihm mehrfach Ärger ein- 
brachte). Von T. (und später D.) bekam ich 
wöchentlich ein paar frische Backwaren (was 
die Wärter auch nicht gerade schätzten, denn 
alle Sachen, die man mir zukommen lassen 
wollte, mussten zuvor durch ein Durch- 
leuchtungsgerät geschoben werden). 

Diese praktizierte Solidarität im Vollzug 
und insbesondere auch die von „draußen“ 
(nämlich die vielen Briefe und auch die Be- 
suche) war wertvoll und wohl auch (überJle- 
benswichtig. 

Bundesweit sitzen viel zu viele Gefangene 
nicht nur in Haft (über 80.000), sondern ei- 
nige eben auch in Isolation. 

Manche schon seit 1995 oder länger. Bspw. 
Günter F. in Celle: Seit 1995 in Einzelhaft, so 
auch Peter W. in Sehnde. In Stammheim seit 
mehreren Jahren Axane, in Bautzen Rafael 
M. (fast ununterbrochen seit 1997 in Isolati- 
on: Stammheim, Bruchsal, Stammheim, Frei- 
burg und nun Bautzen. Er hat nie jemanden 
angegriffen, immer nur gab es Aussagen, er 
könnte vielleicht ausbrechen). 

Und diese Reihe ließe sich fortsetzen. 

Vielleicht gibt es — wie in den 70’ern und 
80’ern — wieder einmal eine Kampagne ge- 
gen (Isolations-)Haft, die wirklich an 
Schwung gewinnt! 

Thomas Meyer-Falk, c/o JVA — Z. 3117, 
Schönbornstr. 32, D-76646 Bruchsal 
http://www.freedom-for-thomas.de 


Zum aktuellen $129ua-Verfahren 


Presseerklärung der Verteidi- 
gung in den aktuellen $ 
129ua-Verfahren („militant(e) 


gruppe (mg)") 


In einem seit 2006 von der Bundesanwalt- 
schaft geführten Verfahren wegen Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung nach S 129a Abs. 2 Nr. 2 StGB wur- 
den in der Nacht 30./31.07.2007 drei der 
von uns verteidigten Beschuldigten wegen 
des Vorwurfes festgenommen, versucht zu 
haben, mindestens drei Lastkraftwagen der 
Bundeswehr auf dem Gelände der Firma 
MAN in Brandenburg in Brand zu setzen. 
Die drei Beschuldigten waren in der Tat- 
nacht von der Polizei observiert worden. 
Am 31.07.2007 fanden bei vier weiteren 
Berliner Beschuldigten Hausdurchsuchun- 
gen statt, anlässlich derer ein weiterer Be- 
schuldigter festgenommen wurde. Der Er- 
mittlungsrichter beim Bundesgerichtshof 
erließ am 01.08.2007 Haftbefehle gegen die 
drei in Brandenburg sowie den in Berlin 
Festgenommenen. 

Die aktuellen Verfahren, insbesondere die 
Begründung der Haftbefehle belegen ein- 
mal mehr, wie die Strafverfolgungsbehör- 
den in Deutschland die Terrorismus-Aus- 
nahmegesetzgebung gegen bestimmte 
Straftatverdächtige und Bevölkerungsteile 
einsetzen, nämlich unverhältnismäßig und 
ohne rechtstaatliche Skrupel. Im aktuellen 
Fall wäre in einem rechtsstaatlichen Ver- 
fahren gegen die drei in Brandenburg Fest- 
genommenen der Tatvorwurf der versuch- 
ten Brandstiftung gem. $ 306 StGB erho- 
ben worden. Die unbestraften und in ge- 
ordneten sozialen Verhältnissen lebenden 
Beschuldigten wären aufgrund fehlender 


Andrej ist raus! 


22.08.2007 

Heute um 13.30 Uhr ist Andrej aus der 
Untersuchungshaft entlassen worden. 
Seine Anwältin Christina Clemm hat so- 
eben in einer Pressemitteilung erklärt: 

Der Haftbefehl wurde nicht aufgeho- 
ben, sondern der Ermittlungsrichter am 
BGH hat meinen Mandanten nach Zah- 
lung einer Kaution und unter Auferle- 
gung verschiedener Auflagen von der 
Untersuchungshaft verschont. 

Dies bedeutet, dass nach Ansicht des 
Ermittlungsrichters der Fluchtgefahr 
mit weniger einschneidenden Mitteln 
als der Untersuchungshaft begegnet 
werden kann. 

Die Bundesanwaltschaft hat mitge- 
teilt, dass sie gegen diese Entscheidung 
in Beschwerde gehen werde. 


Fluchtgefahr nicht in Untersuchungshaft 
genommen worden. Verfehlt erscheint 
schon, das versuchte In-Brand-Setzen von 
drei Autos unter Ausschluss einer Perso- 
nengefährdung als Terrorismus zu bezeich- 
nen. Immerhin setzt selbst der weite 
Straftatbestand des $S 129a StGB voraus, 
dass die Straftaten bestimmt sind, „durch 
die Art ihrer Begehung oder ihre Auswir- 
kungen einen Staat oder eine internationa- 
le Organisation erheblich zu schädigen“. 
Die Verteidigung ist aber vor allem über 
die in den Haftbefehlen ausgeführte An- 
nahme, die sieben Beschuldigten hätten in 


einer terroristischen 
Vereinigung agiert, | 
empört. 


Bezüglich eines der | 
drei in Brandenburg | 
Festgenommenen 
heißt es, dass obwohl 
„keine polizeilichen 
Erkenntnisse vorlie- 
gen“, dies der „An- 
nahme des Verdachts 
der Mitgliedschaft in 
einer terroristischen 
Vereinigung nicht ent- 
gegen“ stehe. Wie sich 
vielmehr „aus den 
Schriften der militan- 
te(n) Gruppe(mg)“ er- 
gäbe, entspräche dies 
„damit vielmehr ge- 
nau den Anforderun- 
gen, die diese Vereinigung an ihre Mitglie- 
der stellt.“ Wie beliebig diese Begründung 
ist, wird dadurch belegt, dass einem ande- 
ren Beschuldigten Erkenntnisse aus einem 
gegen ihn laufenden Ermittlungsverfahren 
vorgehalten werden. Die Ermittlungs- 
behörden gehen aufgrund der durchge- 
führten Überwachungsmaßnahmen davon 
aus, dass es zu Kontakten zwischen einem 
der drei in Brandenburg und einem der in 
Berlin Festgenommenen gekommen ist. Die 
einzigen beiden Treffen zwischen diesen 
Personen sollen konspirativ vereinbart 
worden seien. Die Behörden haben keiner- 
lei Erkenntnis darüber, was bei den Treffen 
im Februar und am April 2007 überhaupt 
besprochen worden sein soll. Es wird je- 
doch ein sehr weitgehender Schluss aus den 
angeblichen Treffen gezogen: 

„Dieses konspirative Halten zwischen H 
und L lässt sich nur dadurch erklären, dass 
auch L in die terroristische Vereinigung 
„militante(n) Gruppe(mg)“ als Mitglied ein- 
gebunden ist und die konspirativ verein- 
barten Treffen im Zusammenhang damit 
standen.“ 

Diese zwei konspirativen Treffen sind in 
der Argumentation der Karlsruher Straf- 
verfolger nicht nur konstitutiv für den Ter- 
rorismusvorwurf, sondern die einzige Ver- 


bindung zwischen den in Brandenburg 
Festgenommenen und den vier in Berlin le- 
benden weiteren Beschuldigten. Die Ver- 
dachtsmomente gegen die vier weiteren 
Berliner sind an Absurdität kaum zu über- 
bieten. So heißt es u.a.: 

- „Eine von dem Sozialwissenschaftlicher 
... 1998 in der Zeitschrift .. veröffentlichte 
wissenschaftliche Abhandlung enthält 


Schlagwörter und Phrasen, die in Texten 
der „militante(n) Gruppe (mg)“ gleichfalls 
verwendet werden. Die Häufigkeit der Übe- 
reinstimmung ist auffallend und nicht 
durch thematische Überschneidungen er- 


Solidaritätsdemonstration am 22.8. 


klärlich.“ 

- „Als promovierter Politologe ist er zum 
einen intellektuell in der Lage, die an- 
spruchsvollen Texte der „militante(n) 
Gruppe (mg)“ zu verfassen, zum anderen 
stehen ihm als Mitarbeiter eines For- 
schungszentrums Bibliotheken zur Verfü- 
gung, die er unauffällig nutzen kann, um 
die zur Erstellung der militanten Gruppe er- 
forderlichen Recherchen durchzuführen.“ 

- „Für eine Mitgliedschaft in der mili- 
tanten Gruppe spricht ferner, dass .. im Ju- 
ni 2005 in der Zeitschrift ... in einem Arti- 
kel über einen 1972 fehlgeschlagenen An- 
schlag der terroristischen Vereinigung 
„RZ“, beidem ein Hausmeister zu Tode kam, 
berichtete und der selbe Anschlag in einem 
Text der militanten Gruppe vom Frühjahr 
2005 thematisiert wurde.“ 

- „Als Promotionsstipendiat verfügt ..., 
ebenso wie ... über die intellektuellen und 
sachlichen Voraussetzungen, die für das 
Verfassen der vergleichsweise anspruchs- 
vollen Texte der militanten Gruppe erfor- 
derlich sind.“ 

Als weitere Indizien werden stereotyp 
vielfältige Kontakte eines Teils der Be- 
schuldigten in die militante linksextremi- 
stische Szene von Berlin behauptet. Einem 
der in Brandenburg Festgenommenen wird 


darüber hinaus zur Last gelegt, dass er bis 
1992 in Berlin-Reinickendorf aufgewach- 
sen sei und daher über die guten Orts- 
kenntnisse verfügt, die die im Zeitraum 
2001 bis heute verübten Anschläge der mi- 
litanten Gruppe im Ortsteil Berlin-Rei- 
nickendorf und im Wedding erforderlich 
machten. 

Die Erhebung des Terrorismusvorwurfes 
gegen die sieben Beschuldigten in diesem 
neuen $ 129a-Verfahren ist höchst speku- 
lativ nicht haltbar. Die Haftentscheidungen 
gegen vier der Beschuldigten sind skan- 
dalös. Das Vorgehen der Bundesanwalt- 
schaft und des Ermittlungsrichters beim 
Bundesgerichtshof belegen einmal mehr, 
wie deutsche Strafverfolgungsbehörden 
mit den Terrorismus-Sondergesetzen in un- 
verhältnismäßiger und rechtlich haltloser 
Weise gegen missliebige Tatverdächtige 
vorgehen. 

Republikanischer Anwältinnen- und An- 
wälteverein e. V. 


Guantänamo in Deutschland: 
Unmenschlicher Umgang 
mit Beschuldigten 


Beschuldigte im S 129a-Verfahren wurden 
bei ihrer Festnahme krankenhausreif ge- 
prügelt und wie Guantanamo-Häftlinge 
behandelt. Sonderhaftbedingungen in der 
JVA Moabit erinnern an Isolationshaft. 


Am 31.07.2007 verhaftete das BKA Oliver 
R., Axel H. und Florian L., nachdem sie ver- 
sucht haben sollen, drei Lastkraftwagen der 
Bundeswehr in Brand zu setzen. Wie erst 
jetzt bekannt wurde, kam es in diesem Zu- 
sammenhang zu schweren Übergriffen bei 
der Verhaftung durch das BKA. Weiterhin 
unterliegen die Beschuldigten extremen 
Haftbedingungen. 


Mit dem Sack über dem Kopf auf der 
Straße 


Wie über die Anwälte bekannt wurde, er- 
folgte die Verhaftung der Drei nach dem 
Vorbild schlechtester B-Movie-Action. Ei- 
nem blitzartigen Überfall gleich wurde die 
Straße blockiert und das Fahrzeug abrupt 
zum Stehen gebracht. Dann wurden die 
Scheiben eingeschlagen und die Insassen 
durch die herausgebrochenen Fenster- 
scheiben nach draußen gezerrt. Dabei kam 
es zu Schnittverletzungen an verschiede- 
nen Körperstellen. Durch seinen Anwalt 
wurde bekannt, dass Florian L. angeschnallt 
sitzend schwer verprügelt wurde und Prel- 
lungen und Schwellungen im Gesicht und 
an den Rippen erlitt, die später ambulant 
behandelt werden mussten. 

Den Verhafteten wurden Säcke über die 
Köpfe gezogen, alle drei wurden in dünne, 
weiße Plastik-Overalls gesteckt und sie 
mussten gefesselt über einen langen Zeit- 
raum auf der Straße liegen. Am nächsten 


Tag wurden die Drei und der später festge- 
nommene Sozialwissenschaftler Dr. Andrej 
H. mit großer medialer Inszenierung im 
Helikopter nach Karlsruhe geflogen. Oliver 
R. und Axel H. wurden in den zwi- 
schenzeitlich zerrissenen Anzügen dem 
Haftrichter in Karlsruhe vorgeführt und erst 
nach Beschwerden der Anwälte bekamen 
sie normale Kleidung. 


Isolationshaftbedingungen 


Obwohl keiner der Beschuldigten vorbe- 
straft ist und alle in stabilen sozialen Ver- 
hältnissen leben, verhängte der Richter am 
Bundesgerichtshof Untersuchungshaft mit 
Sonderhaftbedingungen. Die Gefangenen 
sind einzeln und von anderen Gefangenen 
isoliert 23 Stunden alleine in einer 6-8 qm 
großen Zelle nebst Toilette und Wasch- 
becken mit kaltem Wasser untergebracht, 
deren hygienischer Zustand deutlich zu 
wünschen übrig lässt. Mindestens einem 
der Gefangenen wurde außerdem während 
der gesamten ersten Woche der Zugang zu 
den Duschen verwehrt, da die Anstaltslei- 
tung der JVA angeblich seine Isolierung in 
den Waschräumen nicht hätte gewährlei- 
sten können. Zu den Isolierungsmaßnah- 
men gehört weiterhin, dass selbst die An- 
wälte nur durch eine Trennscheibe mit ihren 

Mandanten reden können. 

Letzten Donnerstag wurde Axel H. erst- 
malig Familienbesuch im Beisein von drei 
BKA-Beamten genehmigt. Das dortige 
Szenario als Besuch zu titulieren ist blan- 
ker Hohn und hat dem Recht des sieben- 
jährigen Sohnes, seinen Vater zu besuchen 
in keinerlei Art und Weise Rechnung ge- 
tragen. 

Der Junge und die Mutter des Kindes 
saßen an einem breiten Tisch und eine ca. 
30 cm hohe Glasscheibe unterband jegliche 
Möglichkeit für eine herzliche Begrüßung. 
Neben Axel H. saß auf jeder Seite ein BKA- 
Beamter, ein weiterer platzierte sich direkt 
neben seinem Sohn. Dem Sohn wurde nicht 
gestattet, seinen Vater zu umarmen oder zu 
berühren. Von dieser Situation derart ein- 
geschüchtert, hat der Siebenjährige keinen 
Ton herausgebracht. 

Wir fordern die sofortige Entlassung der 
Gefangenen aus der 

Untersuchungshaft, die Einstellung des 
Verfahrens nach S 129a und die 
Abschaffung der SS 129, 129a und 129b. 
Bündnis für die Einstellung des $ 129a-Ver- 
fahrens 


Erklärung der drei nicht fest- 
genommenen Beschuldigten 
in einem $129a-Verfahren 
gegen die militante gruppe 
Am Morgen des 31.07.2007 durchsuchte 
das BKA auf Anweisung des Generalbun- 


desanwaltes unsere Wohnungen. Der Vor- 
wurf lautet auf Mitgliedschaft in einer ter- 


roristischen Vereinigung namens militante 
gruppe (m.g.) nach 8129a. 

Erst jetzt haben wir erfahren, dass das Er- 
mittlungsverfahren gegen uns schon seit 
knapp einem Jahr läuft. Mit Hilfe dieses 
Verfahrens haben das BKA und andere Bun- 
desbehörden unsere Privatsphäre bis in in- 
timste Bereiche detailliert ausgeforscht. Be- 
troffen von der Überwachung sind unsere 
Lebenspartnerinnen, unsere Freunde, unse- 
re Familien sowie unsere Kolleginnen und 
Kollegen. Unser langjähriger Freund und 
Kollege Andrej H. wurde verhaftet. Der Va- 
ter dreier Kinder befindet sich seitdem in 
Untersuchungshaft in Berlin Moabit. 

Diese massiven Angriffe auf unsere bür- 
gerlichen Rechte begründet die Bundesan- 
waltschaft im Haftbefehl mit einer Reihe 
von empörenden Konstruktionen. 

Aus den wenigen uns bisher vorliegen- 
den Unterlagen entnehmen wir folgende 
Vorwürfe gegen uns: 

Zwei von uns hätten wissenschaftliche 
Publikationen verfasst, die angeblich 
„Schlagwörter und Phrasen enthalten, die 
in Texten der ‘militante(n) gruppe‘ gleich- 
falls verwendet werden.“ Außerdem atte- 
stiert uns die BAW, über die „intellektuel- 
len Voraussetzungen“ zu verfügen, welche 
für das Verfassen von Anschlagserklärun- 
gen der m.g. nötig seien. Weiterhin geht die 
BAW davon aus, dass uns Bibliotheken zur 
Verfügung stünden, die wir zu Recherchen 
nutzen können. Außerdem habe sich And- 
rej bei der Vorbereitung der Proteste gegen 
den G8 mit einer Thematik befasst, die auch 
von der m.g. als Begründung für Anschlä- 
ge verwendet werde. 

Einem von uns wird darüber hinaus vor- 
geworfen, journalistisch über eine öffentli- 
che Konferenz berichtet zu haben, auf der 
Referenten über einen Anschlag im Jahr 
1972 diskutierten. Einige Monate zuvor soll 
die m.g. dieses Ereignis ebenfalls erwähnt 
haben. Dies spreche nach Ansicht der BAW 
für die Mitgliedschaft des Autoren in der 
m.g.. 

In zwei Fällen wirft uns die BAW Kon- 
takte zu Personen vor, die in einem ande- 
ren - bislang ergebnislosen - 129a Verfah- 
ren gegen die m.g. beschuldigt werden. Bei- 
de Kontakte haben vor allem beruflichen 
Charakter. Vorgeworfen werden uns allen 
darüber hinaus „vielfältige Kontakte auch 
in die linksextremistische Szene von Ber- 
lin“. Dass wir auch ungezählte Kontakte zu 
politischen Parteien, Bürgerinitiativen, zu 
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen 
pflegen, wird nicht erwähnt. 

Aus diesen Vorwürfen ergibt sich für uns: 

Wer wissenschaftliche und journalisti- 
sche Publikationen zu bestimmten Themen 
verfasst und Bibliotheken nutzt, macht sich 
verdächtig. Wer Kontakt zu Menschen hat, 
die die BAW für verdächtig hält, macht sich 
auch verdächtig. Wer versucht, sein Recht 
auf Privatsphäre und Anonymität aktiv zu 
schützen, macht sich durch die Ausübung 
dieses Rechtes ebenfalls verdächtig. Kom- 
men bei einem Personenkreis alle drei Ver- 
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dachtsmomente zusammen, muss es sich in 
dieser Logik um eine terroristische Vereini- 
gung handeln. 

So absurd das klingen mag, aber die Fol- 
gen fürunseren Alltag sind verheerend: Seit 
einem Jahr werden unsere Telefone ab- 
gehört, alle E-Mails überwacht, unsere ge- 
samte Internet-Nutzung protokolliert, un- 
sere Wohnungen werden beobachtet, unse- 
re Bewegungen anhand der Handy-Daten 
aufgezeichnet. Möglicherweise wurden 
Spitzel auf uns angesetzt. Ausgeforscht 
wurden auch Lebenspartnerinnen, Freun- 
de, Kolleginnen und Kollegen und unsere 
Familienangehörigen. Das gesamte Aus- 
maß der Bespitzelung können wir bisher 
unmöglich überschauen. 

Während wir noch auf freiem Fuß sind, 
wird unser Freund und Kollege Andrej H. 
aufgrund gleicher Beschuldigungen gefan- 
gen gehalten. Er sitzt unter verschärften 
Haftbedinungen in Einzelhaft, kann seine 
Familie nur alle zwei Wochen für eine hal- 
be Stunde sehen und mit Besuchern nur 
durch eine Trennscheibe reden. 

Diese Art der Gesinnungsschnüffelei hat 
in Deutschland eine lange Geschichte. Als 
ehemalige DDR-Bürger sind wir dafür be- 
sonders sensibilisiert. 

Wir fordern die sofortige Einstellung des 
Strafverfahrens nach 129a StGB, die Her- 
ausgabe und Löschung aller erhobenen Da- 
ten und die Entlassung aller Beschuldigten 
aus der Untersuchungshaft. Das gilt auch 
für die drei wegen versuchter Brandstiftung 
Festgenommenen. Denn diese dürften in ei- 
nem rechtsstaatlichen Verfahren gar nicht 
in Untersuchungshaft sitzen, da keinerlei 
Fluchtgefahr besteht. Ihre Inhaftierung ist 
nur aufgrund der Konstruktion einer terro- 
ristischen Vereinigung möglich geworden. 

Das gesamte Verfahren ist ein Skandal. 
Es macht deutlich: der Ermittlungspara- 
graph 129a gehört abgeschafft. 

12.8. 


Offener Brief an die Generaul- 


bundesanwaltschaft 


Presseerklärung, 15. August 2007: 
Internationaler Wissenschaftler-Kreis 
sieht in Deutschland die Freiheit der Wis- 
senschaft in Gefahr und fordert die „so- 
fortige Einstellung des 129a-Verfahrens”, 
und die „umgehende Freilassung der In- 
haftierten”. 


Deutschland in der Kritik 


Nach zahlreichen Protesten in Deutschland 
fordern jetzt namhafte Wissenschaftler aus 
dem Ausland die sofortige Einstellung des 
129a-Verfahrens, das derzeit die Bundes- 
anwaltschaft (BAW) führt. Unter An- 
führung der intellektuellen Fähigkeiten und 
des Zugangs zu wissenschaftlichen Biblio- 
theken werden in diesem Verfahren mehre- 
re deutsche Wissenschaftler verdächtigt, ei- 
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ner „terroristischen Vereinigung“ anzu- 
gehören, der „militanten gruppe“. Insge- 
samt sind sieben Personen betroffen, von 
denen sich vier in Haft befinden, darunter 
auch der Soziologe Dr. Andrej Holm. 


Die Stellung des Bürgers im 


Uburgder Pokzelinder Nacht vom d.zum 6. März 1975 in Wiestberlin 


Das Bild dieses Plakats aus den 1970er Jah- 
ren zeigt eine Polizeiübung vom März 1975 
in Westberlin 


Internationale Empörung 


Das Vorgehen der BAW hat mittlerweile zu 
einer Welle der Entrüstung geführt. Auf der 
Jahrestagung der American Sociology As- 
sociation (Vereinigung der US-amerikani- 
schen Soziologen, vgl. http://www.asa- 
net.org/), wo seit Samstag rund 4.000 So- 
zialwissenschaftler in New York tagen, wird 
der Fall in mehreren Veranstaltungen dis- 
kutiert, kursieren Petitionen, insbesondere 
Stadtsoziologen zeigen sich sehr besorgt 
über die deutsche Entwicklung. In einer an 
die Bundesanwaltschaft gerichteten Reso- 
lution heißt es unter anderem: 

„Wir fordern die Bundesanwaltschaft 
auf, umgehend das S 129a-Verfahren ge- 
gen alle Beteiligten einzustellen und And- 
rej Holm sowie die anderen Inhaftierten so- 
fort aus der Haft zu entlassen. Wir ver- 
wahren uns aufs Schärfste gegen den uner- 
hörten Vorwurf, die wissenschaftliche 
Tätigkeit und das politische Engagement 
von Andrej Holm sei als intellektuelle Mit- 
täterschaft in einer angeblichen „terroristi- 
schen Vereinigung“ zu bewerten. Aus der 
wissenschaftlichen und politischen Arbeit 
von Andrej Holm lässt sich kein Haftbefehl 
herleiten - vielmehr wird hier von der Bun- 
desanwaltschaft mit dem $ 129a die Frei- 
heit von Forschung und Lehre ebenso be- 
droht wie gesellschaftspolitisches Engage- 
ment.“ 

Zu den Begründungen, die für die Kon- 
struktion der Bundesanwaltschaft (BAW) 
herangezogen werden, gehört die, dass sich 
unter den sieben drei Sozialwissenschaftler 
befänden, die intellektuell in der Lage sei- 
en, „die anspruchsvollen Texte der ‘mili- 
tanten gruppe’ zu verfassen.“ Dem promo- 
vierten Politologen Dr. Matthias B. stünden 


„als Mitarbeiter eines Forschungsinstituts 
Bibliotheken zur Verfügung, die er unauf- 
fällig nutzen kann, um die zur Erstellung 
der Texte der ‘militanten gruppe’ erforder- 
lichen Recherchen durchzuführen“. Dem 
mit drei anderen Gefangenen inhaftierten 
Soziologen Dr. Andrej Holm wird vorge- 
worfen, er sei „in dem von der linksextre- 
mistischen Szene inszenierten Widerstand 
gegen den Weltwirtschaftsgipfel 2007 in 
Heiligendamm aktiv“ gewesen und habe 
sich mit einem der Inhaftierten „konspira- 
tiv“ getroffen. Einer der Beschuldigten gilt 
der BAW deshalb als „Terrorist“, weil bei 
ihm eine Adressenliste gefunden wurde, auf 
der unter anderem der Name von Dr. And- 
rej Holm auftaucht. 


Zu den Erstunterzeichnern gehören: 

Prof. Dr. Manuel Aalbers (Universiteit van Am- 
sterdam), Prof. Dr. Elmar Altvater (Freie Univer- 
sität Berlin), Prof. Dr. Rowland Atkinson (Univer- 
sity of Tasmania, Australien), Prof. Dr. Lawrence 
D. Berg (Canada Research Chair in Human Rights, 
Diversity & Identity, University of British Colum- 
bia), Prof. Dr. Neil Brenner (New York University, 
Sociology), Prof. Dr. Craig Calhoun (President, So- 
cial Science Research Council, and University Pro- 
fessor, Sociology, NYU), Prof. Dr. Mike Davis (Prof. 
of Urban History, Irvine/USA), Prof. Dr. Michael 
Dear (Professor of Geography at the University of 
Southern California/Los Angeles), Prof. Dr. Frank 
Deppe (Universität Bremen), Prof. Dr. Michael Ed- 
wards (The Bartlett Centre for Architecture and 
Planning, UCL, London), Prof. Dr. Geoff Ely (Uni- 
versity ofMichigan, Karl Pohrt Distinguished Uni- 
versity Professor), Prof. Dr. John Friedmann (Uni- 
versity of California, Los Angeles), Prof. Dr. Her- 
bert Gans (Columbia University, New York), Prof. 
Dr. Alan Harding (University of Salford, UK), Prof. 
Dr. Michael Harloe (University of Salford, Vice- 
President), Prof. Dr. David Harvey (Distinguished 
Professor of Anthropology, Graduate Center ofthe 
City University of New York, New York), Prof. Dr. 
Joachim Hirsch (Johann Wolfgang Goethe-Uni- 
versität, Frankfurt/M.), Prof. Dr. Andreas Huyssen 
(Villard Professor of German and Comparative Li- 
terature at Columbia University), Prof. Dr. Martin 
Jay (Sidney Hellman Ehrman Professor of History, 
University of California Berkeley), Prof. Dr. Bob 
Jessop (Lancaster Universtiy), Prof. Dr. Roger Keil 
(York University, Toronto, Canada), Prof. Dr. Ri- 
anne Mahon (Carleton University, Ottawa, Cana- 
da), Prof. Dr. Peter Marcuse (Columbia University, 
New York), Prof. Dr. Margit Mayer (Freie Univer- 
sität Berlin), Prof. Dr. Philipp Oswalt (Universität 
Kassel), Prof. Dr. Frances Fox Piven (President of 
the American Sociological Association, Distin- 
guished Professor of Political Science and Socio- 
logy, City University New York), Prof. Dr. Andrew 
Ross (New York University, New York), Prof. Dr. 
Roland Roth (Hochschule Magdeburg/Stendal), 
Prof. Dr. Dieter Rucht (Wissenschaftszentrum für 
Sozialforschung Berlin) Prof. Dr. Saskia Sassen 
(Columbia University, New York, and London 
School of Economics) Prof. Dr. Andrew Sayer (Lan- 
caster University, Sociology), Prof. Dr. Richard 
Sennett (Professor of Sociology at the London 
School of Economics, Bemis Professor of Social 
Sciences at MIT, Professor of the Humanities at 
New York University), Prof. Dr. William Sewell 
(The Frank P. Hixon Distinguished Service Pro- 
fessor of Political Science and History Emeritus, 
University of Chicago), Prof. Dr. Neil Smith (Di- 
stinguished Professor of Anthropology and Geo- 
graphy, Director of the Center for Place Culture 


and Politics, Graduate Center of the City Univer- 
sity of New York), Prof. Dr. Michael Storper (Cen- 
tennial Professor of Economic Geography, London 
School of Economics, and Professor of Economic 
Sociology, Science Po, Paris), Prof. Dr. Erik Swyn- 
gedouw (University of Manchester, UK), , Prof. Dr. 
Peter J. Taylor (Loughborough University, UK), 
Prof. Dr. John Urry (Lancaster University, Socio- 
logy), Prof. Dr. Jennifer Wolch (Professor of Geo- 
graphy at the University of Southern Califor- 
nia/Los Angeles). 


Bündnis für die Einstellung des $ 129a-Ver- 
fahrens, 15.08.2007 


BKA durchsucht bei 129a-Be- 
schuldigtem Ermittlungsakten 


Sind jetzt auch geplante Verteidigerge- 
spräche Grund für eine Durchsuchung? Oh- 
ne Vorlage eines Durchsuchungsbeschlus- 
ses klingelte am Sonntagnachmittag das 
Bundeskriminalamt erneut bei Dr. Andrej 
H.. Gesucht wurde diesmal nach einem 
schwarzen Beutel, in denen sich Ermitt- 
lungsakten befanden, die Andrej H. bei sei- 
ner Haftentlassung dabei hatte. 

Für den Nachmittag hatte der Beschul- 
digte ein Gespräch mit seinen Verteidige- 
rInnen geplant, was dem BKA durch seine 
Überwachung wohl bekannt war. „Bei der 
Durchsuchung hat der anwesende Beamte 
die Unterlagen, mit denen sich der Be- 
schuldigte aufdas Gespräch vorbereitet hat, 
durchgesehen und nach handschriftlichen 
Notizen gesucht. Das ist selbstverständlich 
illegal und eine stärkere Einschränkung der 
Rechte auf faire Verteidigung ist kaum vor- 
stellbar,“ kommentierte Christina Clemm, 
die Anwältin von Andrej H. das Vorgehen 
der Bundesanwaltschaft. „Offenbar steht 
die Bundesanwaltschaft sehr unter Druck 
und versucht mit allen Mitteln, Gründe für 
ihre Beschwerde gegen die Haftverscho- 
nung meines Mandanten zu finden.“ 
Weitere Informationen finden Sie unter 
http://einstellung.so36.net 
Bündnis für die Einstellung des $ 129a-Ver- 
fahrens, 26.08.2007 


Postadresse der Verhafteten: 
Oliver Rast 
Buchnr. 2355/07 


Florian Ludwig 
Buchnr. 2356/07 


Axel H. 
Buchnr. 2357/07 


alle: c/o Ermittlungsrichter Hebenstreit am 
BGH, Herrenstraße 45, 76133 Karlsruhe 


129a-Verfahren: Lasst Euch 
nicht anquatschen! 


In bisher fast allen bekannten 129a-Ver- 
fahren - also auch im aktuellen Verfahren 


gegen die vier Genossen Axel, Oliver, Flo- 
rian und Andrej, die in der JVA Moabit in 
Untersuchungshaft sitzen, sind BeamtIn- 
nen daran interessiert, Informationen aus 
deren Umfeld zu bekommen. 

Anrufe, vor der Haustür Stehen oder bei 
der Arbeit Auftauchen - all dies und mehr 
kann vorkommen, um Informationen zu er- 
halten. Ihr müsst mit niemandem reden. 
Passt auf, was in nächster Zeit passiert. Vor- 
ladungen zur Polizei, also auch zum BKA 
müssen nicht befolgt werden. Informiert 
Eure FreundInnen und GenossInnen, aber 
spekuliert nicht darüber, wen es warum ge- 
troffen hat. 

Nehmt Kontakt zur Soligruppe und zum 
EA auf. Über den Ermittlungsausschuss 
kann Kontakt hergestellt werden zu einer 
ZeugInnengruppe für das aktuelle Verfah- 
ren, damit niemand mit dieser Situation al- 
leine gelassen wird. 

Weitere Infos folgen bald. 

Guckt auf die Seiten der Soligruppe: 

http://einstellung.so36.net/ 

und informiert diejenigen, die nicht je- 
den Tag ins Internet gucken... 

FREIHEIT FÜR AXEL OLIVER, FLORIAN UND 
ANDREJ 

Ermittlungsausschuss Berlin 20.08.2007 
Gegen staatliche Verfolgung bei Demos und 
Aktionen aus dem linken Sprektrum. 

Tel. :030- 692 22 22 

Sprechstunde: Dienstag: 20 bis 22 Uhr im 
Mehringhof 

Der EA sitzt vor, während und nach Demos 
am Telefon, nimmt Festnahmen, die gemel- 
det werden auf und kümmert sich um die 
Betroffenen. Weiterhin: Hilfe bei der Suche 
nach ZeugInnen, Sammlung von Gedächt- 
nisprotokolle, Koordination und Vermitt- 
lung von AnwältlInnen. 

Das alles kostet Geld, spendet deshalb bit- 
te: 

Sonderkonto Klaus Schmidt, 

Postbank Berlin 

BLZ 100 100 10 

Konto 206 10-106 
http://einstellung.so36.net/ 


Interventionistische Linke: 
Praktischer Antimilitarismus 
ist prinzipiell eine gute Sache 


17. August 2007 in Solidarität 

Ein herzlicher Gruß der Solidarität an die 
vier verhafteten Genossen, die der „mili- 
tanten gruppe“ (mg) angehören sollen; 
praktischer Antimilitarismus ist prinzipiell 
eine gute Sache, erst recht in Zeiten deut- 
scher Bundeswehreinsätze. IL-Zusammen- 
hänge treffen sich am 15.9. auf der bun- 
desweiten Demo gegen das imperiale „Af- 
ghanistan-Mandat“ und eine Woche später, 
am 22.9., auf der Demo gegen die Kontroll- 
und Überwachungsgesetze: „Freiheit statt 
Angst!“ Beide Demonstrationen finden in 
Berlin statt. 


Christians Bericht 


zur Verlegung aus der JVA Hakenfel- 
de (Offener Vollzug) nach JVA Tegel 
(Geschlossener Vollzug) im Juli 2007 


Das normale Aufnahmeverfahren für den 
offenen Vollzug sieht so aus: Innerhalb der 
ersten Woche ein Gespräch mit der Sozial- 
arbeiterin Frau Schlagge. Das dauert fünf 
Minuten, ein Fragebogen wird ausgehän- 
digt, der, ausgefüllt mit Lebenslauf, zum 
Zweitgespräch wieder mitzubringen ist. In- 
nerhalb von zwei bis zehn Wochen findet 
das Zweitgespräch statt. Dieses soll rich- 
tungsweisend sein und dauert eine Stunde. 
Gewalttäter müssen danach noch zum Psy- 
chologen. Noch eine Woche später ist dann 
ein Termin beim Anstaltsleiter, wobei der 
Vollzugsplan erstellt wird oder wenn man 
bis dahin negativ aufgefallen ist der „Ab- 
schuss“ erfolgt. Ich bin nur zum ersten 
Kurzgespräch bei Frau Schlagge gekom- 
men. Offensichtlich sparen sie sich auf- 
grund der Überbelegung das offizielle Ver- 
fahren. 

Am 20. Juli haben sie mich über Lautspre- 
cher in die Zentrale gerufen und dort mit 
sechs Beamten angefallen. Im Bunker ha- 
ben sie mir unter Gewaltandrohung alles, 
was ich bei mir trug, abgenommen 
(Schmuck, Telefonnummern, Geld, Gürtel). 
Bis aufmeine Schuhe habe ich davon nichts 
wieder gesehen. 

Irgendwann kamen andere Beamte, wovon 
sich einer als Vollzugsleiter vorstellte. Dann 
wurde verlesen, dass gegen mich zwei Er- 
mittlungsverfahren geführt werden und ich 
im gerade laufenden Dresden-Verfahren zu 
einem Jahr verurteilt werde. Tatsächlich hat 
das LKA gegen mich Ermittlungsverfahren 
eingeleitet, die allesamt niemals zu Ge- 
richtsverfahren führen werden. Der einzige 
Grund ist offensichtlich die Verhinderung 
meines Offenen Vollzugs gewesen. Dass ich 
im Dresden-Verfahren in Berufung gegan- 
gen bin, wird mir nun nachteilig ausgelegt. 
Zumal die vermeintlich anstehende 
Haftstrafe von einem Jahr schon längst 
durch die Untersuchungshaft von Februar 
2005 - Januar 2006 verbüßt ist. Das hatte 
ich der Sozialarbeiterin Frau Schlagge al- 
les erzählt. 

Nach der Begründung kamen so knapp 
zehn Beamte und haben mich mit einer 
Knebelkette gefesselt und in einen Bus ge- 
zerrt. So eine Behandlung kommt eigent- 
lich nur Leuten zugute, die keine Selbst- 
steller sind oder schon mal ausgebrochen 
sind. Ich durfte weder in Hakenfelde noch 
nach der Ankunft in Tegel jemanden von 
meiner Verlegung informieren. Der Neona- 
zi Christian Bentz, der in der JVA-Haken- 
felde einsitzt bzw. Offenen Vollzug hat, be- 
kam das Geschrei um mich natürlich mit 
und ließ die Drohungen gegen mich auf In- 
dymedia posten 


Weitere Infos:http:// freechristian.gulli.to 
—— 


Zur Lage von Christian 


Christian sitzt seit dem 20.7. im Haus 1 in 
der JVA-Tegel. Dieses Haus stand jahrelang 
leer, weil die Zellen nicht der europäischen 
Norm entsprechen. Briefe an Christian wer- 
den von der Anstaltsleitung aus unerfind- 
lichen Gründen einbehalten. Wenigstens 
konnte Christian ab Mitte August wieder 
besucht werden. Durch die Verlegung vom 
Hakenfelde nach Tegel hatte er also über 
eineinhalb Monate keinen Besuch. 

Jetzt folgt ein Interview mit ihm, was 
schriftlich geführt wurde: 


Hat sich was in der JVA Tegel geändert? 

In Tegel haben sich in den letzten hun- 
dert Jahren nur zwei Sachen geändert: In 
den 60er Jahren wurden die Kübel durch 
Toiletten ersetzt und inzwischen haben die 
meisten Gefangenen ein umfangreiches 
TV- Programm auf Zelle. Ansonsten läuft 
hier der primitivste Verwahrvollzug, die 
Leute haben das Gefühl, nichts mehr zu ver- 
lieren zu haben. Die Vorgaben im Straf- 
vollzugsgesetz finden hier keinerlei Beach- 
tung. Das Freizeitangebot besteht in Haus 
1 darin, vormittags vier Stunden Auf- 
schluss auf der Station, keine Sportmög- 
lichkeiten. Die Freizeiträume wurden zu 6- 
Mann-Zellen umgebaut und werden nun 
wegen der Überbelegung genutzt. Ich habe 
zum Glück eine Einzelzelle, die ist 5,5 Qua- 
dratmeter groß. Der Baulärm, auf den Flu- 
ren werden ständig irgendwelche Kabel 
verlegt, und die Hitze machen die Gefan- 
genen nervös. 

Das Telefonieren für die Gefangenen in 
Tegel wird immer schwieriger. Die Firma Te- 
lio betreibt die Telefone privat. Pro Minute 
werden 25 Cent veranschlagt. Das Telefon- 
geld wird durch Telio separat von den An- 
gehörigen eingetrieben. Der Gefangene 
kann kein Geld von seinem Haftkonto auf 
sein Telefongeldkonto überweisen. Alle, die 
keine Unterstützung von außen haben, 
können also nicht telefonieren. 


Gibt es weiter Bedrohungen durch die Na- 
zis in der JVA? 

Wie erst die Bedrohung die Bedrohung 
durch Nazis ist, lässt sich schwer abschätzen. 
Es gibt zwar Nazistrukturen, aber die sind bis- 
lang zu feige, um mich anzugreifen. Aller- 
dings hat vor kurzem ein Nazi , der im offe- 
nen Vollzug der JVA Hakenfelde Urlaub er- 
halten hatte, einen Mord begangen. Also die 
handeln völlig unberechenbar. 


Wie sieht es mit deinen Abiturvorbereitun- 
gen aus? 

Durch die Verlegung sind meine schuli- 
schen Ambitionen natürlich hinfällig. Da 
macht auch Sinn, weil die JVA Hakenfelde 
nurbei Gefangenen, die draußen arbeiten, 150 
Euro monatlich an Haftkosten kassieren kann. 
Und mich haben sie zu „alt und kriminell“ 
für Bildungsmaßnahmen bezeichnet. 


Gibt es weitere Verfahren? 
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Aufruf zur internationalen 
Mobilisation in Solidarität 
mit Jose und Gabriel 


Solidarität mit allen kämpfenden Gefan- 
genen ® Internationaler Solidaritätstag 
am 29. September 2007 


Im Knast ist Zeit Sehnsucht. Es ist Warten. 
Warten auf etwas, dass das Warten durch- 
bricht. Es ist warten auf Leben ... Etwas das 
dich fühlen lässt. Etwas, das dich inspiriert. 
Etwas, das dich weiter bringt, trotz der schlei- 
chende Routine, trotz der toten Umgebung. 
Es ist Warten und Suchen nach einer Be- 
stätigung deines Mensch-Seins, da, wo der 
Knast dich zerstören will, dich unterwerfen 
will,... dich resozialisieren will. Es ist da, wo 
ihre Lügen und Heuchlereien die Ohnmacht 
durchdringen. Es ist da, wo der Vorhang des 
Spektakels fällt und der Schlagstock spürbar 
wird. Den Schlagstock, den wir alle kennen, 
aber nicht immer sehen oder sehen wollen. 
Mehr als 20 Jahre stehen Jose und Gabri- 
elschon Auge in Auge mit dieser Gewalt, da- 
von mehr als 3 Jahre in Deutschland. Es sind 
jetzt fast 2 Jahre her, dass die Strafen von 14 
bzw. 13 Jahren ausgesprochen wurden. Har- 
te Strafen für eine kurzzeitige Geiselnahme 
während einer Verfolgungsjagd durch die 
Polizei, auf der Flucht vor mehr Gefangen- 
schaft. Die Zwei waren ein paar Monate vor- 
her nach 20 Jahren spanischem Knast 
während eines Knasturlaubs geflüchtet. Sie 
wollten frei sein, um endlich den Kampf 
draußen fortzusetzen. Trotz der erlebten Jah- 
re in dem infamen FIES-Isolationsregime 
sind sie dem anarchistischen Kampf und sei- 
nen Prinzipien treu geblieben und müssen 
dafür jetzt mit noch mehr Knast in Deutsch- 
land büßen. Natürlich interessierten sich die 
Richter für die Geschichte von Jose und Ga- 
briel nur, um sie gegen sie zu benutzen. Jose 
und Gabriel wurden bestraft, weil sie Anar- 
chisten sind, und das werden wir nicht ver- 


gessen. 

Inzwischen unterliegen sie einem Regime 
von permanenter Kontrolle. Jose war seit sei- 
ner Festnahme in Deutschland in 4 ver- 
schiedenen Knästen regelmäßig verschärften 
Maßnahmen ausgesetzt. Nach einer Serie 
von Schikanen und Konflikten mit der 
Knastdirektion darf er seit 4 Monaten nur 
Besuch mit Trennscheibe haben. Was zuerst 
als eine Strafmaßnahme für 3 Monate we- 
gen Haschischfund begründet wurde, erhielt 
jetzt den Begriff der permanenten Sicher- 
heitsmaßnahme. Jose weigert sich nun, Be- 
such zu bekommen, solange die Trennschei- 
be da ist. Gegen diese Sicherheitsmaßnahme 
wird juristisch angegangen, aber das kann 
lange dauern. Für Gabriel ist die Situation 
ähnlich. Er beschreibt das so: „... es ist ähn- 
lich wie FIES (und in einigen Punkten selbst 
schlimmer).“ 

Wir rufen zu einer internationalen Mobi- 
lisierung in Solidarität mit Jose und Gabriel 
und allen kämpfenden Gefangenen auf. Am 
29. September wird es vor den Knästen in 
Rheinbach und Aachen eine Kundgebung 
geben (mehr Informationen später). Wir ru- 
fen euch auf hinzukommen oder eure Soli- 
darität mit den inhaftierten Genossen aufan- 
dere Art auf die Straße zu tragen. Unsere Ge- 
fangene dürfen nicht vergessen werden. 
Auch wenn wir Unterschiede haben, dürfen 
wir nicht vergessen, wofür wir stehen. Ge- 
gen Gefangenschaft und Ausgrenzung. Für 
die internationale Solidarität. 

Für die Anarchie. 

Mehr informationen über den Prozess, 

FIES,... sind zu finden unter:<br> 

http://www.escapeintorebellion.info 
soligruppe zu gabriel und jose 


Jose Fernandez Delgado 

JVA Rheinbach, Aachenerstrasse 47 
D - 53359 Rheinbach 

Gabriel Pombo Da Silva 

JVA Aachen, Krefelderstrasse 251 

D - 52070 Aachen 


Es läuft noch ein Verfahren gegen mich, 
weil Innensenator Körting sich verfas- 
sungsfeindlich verunglimpft fühlt durch 
Plakate und in einem anderen Verfahren, 
gehörte ich zu einer Gruppe, die im Köpi- 
umfeld festgenommen wurde, weil angeb- 
lich in Kreuzberg Autos brannten. Außer- 
dem läuft zu Zeit noch die Berufsver- 
handlung wegen der Dresdner Anti-Nazi- 
demo vom 13.02.05, 


Nächster Prozesstermin: 

Am 10.09.2007 findet der 8. Prozesstagg 
dieser Berufungsverhandlung gegen Chri- 
stian und Leila in Berlin 

Turmstr.91, 9 Uhr, Saal ??, statt. 

Wer Christian schreiben will: 

Christian Simmermann 

BNR: 727/07/7 

JVA Tegel 

Seidelstr. 39, 13507 Berlin 


Öffentliche Erklärung von 
Werner Braeuner aus der JVA Sehnde 


Sechs Jahre danach 
aus Sicht 
des Verurteilten 


Am 13.08.2001 verurteilte das Landgericht 
Verden den arbeitslosen Maschineninge- 
nieur und Verfassser dieses Textes, Werner 
Braeuner, zu 12 Jahren Haft, weil er den Di- 
rektor der örtlichen Arbeitsagentur gewalt- 
sam zu Tode gebracht hatte. 

Im Kreisen von AktivistInnen der Sozia- 
len Bewegung, vor allem in Frankreich aber 
auch in Deutschland und anderswo, wie 
auch in etablierten europäischen Medien 
wurden bereits vor dem Gerichtstermin Dis- 


kussionen und Debatten um die Motive je- 
ner Gewalttat sowie um ihr Bewertung ge- 
führt, wobei die Anklageschrift der Staats- 
anwaltschaft Verden eine prominente Rol- 
le innehatte (siehe z.B. Guillaume Paoli in 
der „Jungle World“ Nr. 35/2001). 

Jene Anklageschrift hatte eine Verurtei- 
lung wegen Mordes gefordert. Vor Gericht 
plädierte der Staatsanwalt jedoch verhalte- 
ner, nämlich auf „Mord im Affekt“, und for- 
derte eine Haftstrafe von 13 Jahren. De- 
mentgegen entschied das Gericht auf einen 
jedoch nicht im Affekt begangenen Tot- 
schlag. Und dies, obwohl ein gutachterlich 
als „nicht ausschließbar“ diagnostizierer 
Affekt wegen des Grundsatzes „im Zweifel 
für den Angeklagten“ üblicherweise eine 
Strafe mindern soll. Der Bundesgerichtshof 
wies ein diesbezügliches Revisionsbegeh- 
ren einstimmig ab und bekräftigte so das 
Urteil des Verdener Landgerichts. 

Die von der Frage ob Mord oder Totschlag 
dominiert gewesene öffentliche Debatte er- 
wies sich für die Strafhöhe als nahezu be- 
langlos (13 oder 12 Jahre Haft), hat aller- 
dings die Frage nach der Natur oder Her- 
kunft des Affekts in den Hintergrund ge- 
drängt. Im Urteilspruch selbst war von ei- 
nem Affekt nicht einmal mehr die Rede. 

Aus Sicht des Verurteilten war die dra- 
matisch inszenierte Frage nach Mord oder 
Totschlag eine Art von Sex and Crime-Kno- 
chen fürs Publikum und ein geschicktes 
Manöver des Gerichts, das den Fall nicht 
politisch verstanden wissen, sondern als 
tragisches Einzelschicksal behandeln woll- 
te. Gelingen konnte dies allein durch Aus- 
blendung der Frage nach einem Affekt. 
Denn jener Affektzustand war im Verlauf 
zunächst maßlos und nach deren Abbruch 
späterhin unbeherrschbar geworden. Ich 
habe diese Weiterbildung im November 
2000 abbrechen müssen. Weil ich in einen 
seelischen Ausnahmezustand geraten war. 
Durch jene Weiterbildung! 

Das Gericht hat den damaligen Dozenten 
des Weiterbildungsunternehmens „Arbei- 
ter-Bildungs-Centrum“ (ABC) in Bremen, 
Herrn Frank Bensch, zwar in der Verhand- 
lung gehört, ihm allerdings nicht die Fra- 
gen gestellt, welche die Herkunft des Af- 
fekts im Rahmen der Weiterbildung und 
insbesondere im Rahmen des Handelns des 
Herrn Bensch selbst hätte erforschen kön- 
nen. Hierin liegt der politische Dreh- und 
Angelpunkt dieses Gerichtsfalls. 

Am 5.2.2002 nahm der so genannte „Sta- 
tistik-Skandal“ des Arbeitsamtes bzw. der 
Arbeitsagentur mit einem redaktionellen 
Beitrag in der FAZ seine ersten öffentlichen 
Anfang und endete mit dem Rücktritt von 
Bernd Jagoda. Mit seiner Ausgabe 12/2002 
brachte der „Stern“ sodann den Beitrag 
„Die Anstalt -Deutschland teuerstes Spiel- 
zeug“, demnach die aufgeflogenen massi- 
ven Statistikfälschungen bei der Arbeitsa- 
gentur nicht übertriebenem Karriereehrgeiz 
von einzelnen Arbeitsvermittlern und -be- 
ratern geschuldet waren, sondern der sy- 
stematischen Verdeckung eines riesenhaf- 


ten Potemkinischen Dorfes dienten, in dem 
jährlich über 21 Milliarden Euro umgesetzt 
wurden; hier die Rede von der „Weiterbil- 
dungsindustrie“. Letztere ist ein durchweg 
klassisch mafiotisches Konglomerat und 
Trägerunternehmen arbeits- und sozialpo- 
litische Maßnahmen. 

Wie sich mit jenem Statistik-Skandal öf- 
fentlich herausstellte, gibt es zwei Arbeits- 
märkte. Der eine funktioniert selbsttätig 
und bedarf vermittelnder oder beratender 
Unterstützung durch die Arbeitsagentur 
kaum bis nicht. Jenseits dieses Arbeits- 
markts finden selbst mit intensiver Hilfe- 
stellung seitens der Arbeitagentur Anstel- 
lungen kaum bis nicht statt. Deshalb die 
Statistikfälschungen betreffs der Vermitt- 
lungsleistung der Arbeitsagentur. Diese 
sollten suggerieren, Hauptgeschäftigkeiten 
der Arbeitsagentur seien Vermittlung und 
Beratung. Hauptgeschäftigkeit der Arbeit- 
sagentur ist jedoch, nicht zu vermittelnde 
Personen zur Teilnahme an Weiterbil- 
dungs- und sonstigen Maßnahmen zu nöti- 
gen, indem sie diese Personen im Falle ei- 
ner Weigerung mit einer Sperre bedroht. Al- 
le Mitarbeiter der Arbeitagentur, damals 
wie heute, wissen das. 

Erstaunen muss das Ausmaß, in dem das 
kriminelle Treiben jener Mafia von einer 
ansonsten kritischen Öffentlichkeit bis heu- 
te hin ignoriert und vor allem von einem 
Großteil der Linken tabuisiert wird. Die Ju- 
stiz hat sich im Übrigen und mit dem ge- 
richtspsychiatrischen Gutachten fein aus 
der politischen-mafiotischen Affäre gezo- 
gen bzw. mitgeholfen, dies zu decken. Wer 
möchte es ihr übel nehmen? Ist die Justiz 
doch machtlos! So verortete jenes Gutach- 
ten die Ursache meines Affektzustandes in 
„tendenziell paranoischen, schizoiden und 
narzisstischen Persönlichkeitszügen“ des 
Delinquenten. Nicht etwa hat das Gericht 
politischen Protest psychologisiert (Guil- 
laume Paoli), sondern sich auf Psychologie 
gestützt, um die Erforschung eines Affekt- 
zustandes verweigern zu können. Denn Ur- 
sache jenes Affektzustandes war jene Wei- 
terbildung beim Bremer ABC und ein of- 
fenkundig feindseliges Agieren des Dozen- 
ten meiner (ihm, weil „renitent“, missliebi- 
gen) Person gegenüber. 

Im Jahre 2003 musste das ABC in Insol- 


venz, nachdem die Staatsanwaltschaft Bre- 
mer Anfangsermittlungen wegen des Ver- 
dachts der Untreue gegen dessen Ge- 
schäftsführer eingeleitet hatte. Die taznord 
bremen berichtet über längere Zeit aus- 
führlich; unter anderem habe das ABC ei- 
ne „zu hohe Gehaltsstruktur* besessen. 
Weiterbildungsteilnehmer wurden vom 
ABC wie Schlachtvieh behandelt; sie soll- 
ten Geld bringen und ansonsten wie Kin- 
dergartenkinder lieb und brav da sitzen und 
ihre Zeit und ihre Nerven totschlagen. 
Sachthemenvermittlung fand an andert- 
halb Tagen die Woche statt, die übrige Zeit 
waren Stillarbeiten zu verrichten und war 
der Dozent abwesend. 

Jenen Dozenten habe ich im Januar 2004 
wieder gesehen. Nach der Insolvenz des 
ABC isterzum BFW (Berufsförderungswerk 
des DGB), Filiale Meppen/Oldenburg, ge- 
gangen und war sodann in der JVA Mep- 
pen Ansprechpartner für Gefangene, die ei- 
ne BFW-Ausbildung machen wollten (das 
BFW ist Hauptpartner des deutschen Straf- 
vollzugs in Sachen Berufsausbildung Ge- 
fangener). Herr Bensch scheint mich nicht 
erkannt zu haben, obwohl er nur 2 Meter 
vor mir ins Treppenhaus abgebogen ist und 
mich nicht übersehen haben kann. So fin- 
den folgenreiche Ereignisse Auslauf in be- 
langlosen Anekdoten und brechen auf ein 
schnelles Zurseiteblicken und beschleunig- 
ten Schritt herunter. 

Nachdem das gerichtliche Urteil am 
22.03.2002 schließlich rechtskräftig ge- 
worden war, wurde der Verfassungsbericht 
für das Jahr 2001 veröffentlicht, in welchem 
der Verfasser, dort auf der Seite 144, als 
„Linksextremist“ ausgewiesen wird. Damit 
sind die Weichen gestellt, auf denen die Ju- 
stiz den Verfasser nach Ende seiner re- 
gulären Strafhaftzeit am 2.2.2013 in eine 
„Sicherungsverwahrung“ führen und da- 
mit auf unbestimmte Zeitdauer hin in Haft 
halten können wird. Eine Mafia zeichnet 
sich durch gründliche Arbeit aus. 

Dessen ungeachtet gehen das Leben und 
derpolitische Kampf gegen Strukturen wei- 
ter, die Menschen hervorbringen, über den 
Brecht, Nietzsche oder auch Charles 
Dickens bereits alles gesagt haben. Das Plä- 
doyer des Verfassers kann nur so lauten, 
dem politischen Verbrechertum dessen in- 
stitutionelle Hauptbasis zu entziehen, mit 
welcher es Menschen „verfügbar“ macht, 
zu „Stücken“. Erwird den Kampf gegen Ver- 
hältnisse, in denen Menschen zu geknech- 
teten Wesen werden, mit aller Entschie- 
denheit weiterführen. 

Ist das Verbrechen erst genügend groß, 
wird es zu Politik (Brecht).Die arbeits- und 
sozialpolitischen Zwangsmaßnahmen sind 
ausnahmslos zu beenden. Denn so blöd und 
dumm kann man das doch nicht machen, 
zu mindestens nicht so lange. 

Sehnde bei Hannover, im August 2007 
Werner Braeuner 

z.Zt.; JVA Sehnde, 

Schnedebruch 8 

31319 Sehnde 
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Am 8.September 2007 findet in Hamburg 
eine Demonstration unter dem Motto 
„Freiheit für Binali Yildirim und alle politi- 
schen Gefangenen” statt. Wir dokumen- 
tieren den Aufruf. 


Antirassistischen Demonstration 


„Freiheit für Binali 
und alle politischen 
Gefangenen!“ 


08.09., 12 Uhr, Hauptbahnhof Hamburg 


Für den 8. September 2007 rufen wir, ver- 
schiedene Gruppen, Initiativen und Einzel- 
personen, zu einer Demonstration für die 
Freiheit von Binali Yildirim und gegen die 
rassistische Migrations- und Flüchtlings- 
politik in der BRD und den anderen eu- 
ropäischen Staaten auf. Binali, der seit ei- 
nigen Jahren legal in Hamburg lebt, wur- 
de am 29.05.07 auf Mallorca verhaftet, wo 
er gemeinsam mit seiner Fußballmann- 
schaft Dersimspor einen erfolgreichen Sai- 
sonabschluss feierte. Grundlage für seine 
Festnahme war ein durch die Türkei er- 
wirkter Haftbefehl, mit dem die Ausliefe- 
rung unseres Freundes gefordert wird. 

1996 wurde Binali vor dem „1.Staatssi- 
cherheitsgericht“ in Malatya zu einer le- 
benslangen Haftstrafe verurteilt. Vorwand 
für seine Verhaftung war seine angebliche 
Beteiligung an verschiedenen Gefechten 
mit dem türkischen Militär als Mitglied der 
kommunistischen TIKKO-Guerilla. 
Während seines Prozesses wurde Binali ge- 
foltert, sein Anwalt war regelmäßig ausge- 
sperrt und Entlastungszeugen wurden nicht 
angehört. Binali widerfuhr damit als Sym- 
pathisant der revolutionären türkischen 
und kurdischen Linken die gängige Verfol- 
gungspraxis. 

Im Gefängnis beteiligte sich Binali 2001 
an einem Hungerstreik gegen die Ein- 
führung der so genannten F-Typ Isolati- 
onsgefängnisse. Nach mehr als 70 Tagen 
wurde seine Strafe für sechs Monate aus- 
gesetzt. In dieser Zeit flüchtete Binali nach 
Deutschland, wo er als politischer Flücht- 
ling anerkannt wurde, später erhielt er ei- 
ne befristete Aufenthaltsgenehmigung und 
damit einen legalen Status in der BRD. 

Seine Festnahme auf Mallorca kam so- 
wohl für uns als auch für ihn vollkommen 
überraschend. Der Staat, der Binali gefol- 
tert und in einem Schauprozess verurteilt 
hat, fordert nun seine Auslieferung. Sollte 
Binali in die Türkei abgeschoben werden, 
droht ihm neben einer lebenslangen 
Haftstrafe erneute Folter. 

Binali ist nur ein Beispiel von vielen. Auf- 
grund der rassistischen Migrations- und 
Flüchtlingspolitik der BRD und der ande- 
ren europäischen Staaten drohen zahlrei- 
chen Menschen politische Verfolgung, Mis- 
shandlung und Folter, weil sie an ihre Her- 
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14301 BRANDENBURGER TORI ANTIKAPITALISTISCHER BLOCH 


Die Antifaschistische Revolutionäre Aktion Berlin ruft zu einem antikapitalistischen 
Block in der Demonstration am 22.9. in Berlin - Gegen Überwachung, „Freiheit statt 
Angst” - auf, u.a. unter den Losungen: Weg mit S 129a und b! Freiheit für Axel, Flo- 
rian, Oliver und Andrej! Freiheit für die Gefangenen aus der RAF! Freiheit für alle 
politischen Gefangenen! Kapitalismus zerschlagen - Solidarität aufbauen! 


kunftsstaaten ausgeliefert bzw. abgescho- 
ben werden sollen. 

Die Migrationspolitik der europäischen 
Staaten richtet sich nach ökonomischen In- 
teressen. Ziel ist die Abschottung gegen Mi- 
grantInnen und Flüchtlinge sowie die ge- 
zielte Einwanderung benötigter Arbeits- 
kräfte. 

Ökonomisch verwertbar ist dabei sowohl 
die Arbeitskraft der so genannten „Quali- 
fizierten“ als auch die Arbeitskraft jener Mi- 
grantInnen, die aufgrund der restriktiven 
Asylpolitik nur noch die Möglichkeit ha- 
ben, ohne Papiere einzureisen und somit 
völlig entrechtet und ausbeutbar sind. Ge- 
fahren für und Repressionen gegen Mir- 
gantInnen und Flüchtlinge werden dabei 
billigend in Kauf genommen bzw. bewusst 
veranlasst. 

Vor allem den Menschen, die der revolu- 
tionären und demokratischen Linken in der 
Türkei und anderen Staaten aktiv sind, wer- 
den zudem aufgrund ihrer politischen Po- 
sitionen und ihren Aktivitäten gezielt ver- 
folgt, wie diverse andere Fälle in den letz- 
ten Monaten verdeutlichen. Der Künstler 
Engin Celik, der Journalist Mustafa Atalay, 
der türkische Regimegegner Binali Soydan, 
Mehmet Esiyok, Dr. Haydar Isik sind nur ei- 
nige von zahlreichen Beispielen für den 
Umgang mit Flüchtlingen und Menschen, 
deren politische Haltungen die bestehenden 
Verhältnisse (grundsätzlich) in Frage stel- 
len. Ihre Verfolgung endete nicht an ver- 
meintlich sicheren EU- Grenzen, sondern 
wird unter Mitwirkung der EU-Mitglieder 
aufgrund des spezifischen politischen Hin- 
tergrunds fortgesetzt. Sie sind auch hier 
durch Repression und Auslieferung be- 
droht. 

Die EU-Staaten, insbesondere die BRD, 


tun nichts zur Bekämpfung von Fluchtur- 
sachen, ihre Politik verursacht millionen- 
fach Flucht und Migration. Die Verantwor- 
tung dafür wird abgelehnt. Und es werden 
Mauern und Zäune um Europa aufgebaut, 
die von Polizeitruppen und Spezialkom- 
mandos gesichert werden. 

Die Abwehr von Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen ist zu einem strategischen Ziel 
der Europäischen Union geworden. Die Re- 
gulierung der Weltwirtschaft, die sehr stark 
von der EU bestimmt wird, haben die Le- 
bensgrundlage unzähliger Menschen der- 
art verwüstet und ganze Regionen in Krie- 
ge und bewaffnete Konflikte gestürzt. Vie- 
le Menschen sind gezwungen, ihr Leben zu 
riskieren, viele Menschen sterben auf dem 
Weg und an Europas Außengrenzen und 
auch in der „Festung Europa“. 

Diese gesamte Politik basiert dabei kei- 
neswegs darauf, die Bedürfnisse der Men- 
schen zu erfüllen, sondern nur der Profit- 
maximierung. Rassismus hilft Herrschaft zu 
sichern und einen gemeinsamen Wider- 
stand gegen die Ausbeutung zu spalten und 
zu schwächen. Sondergesetze und Sonder- 
behandlung dienen dazu, Flüchtlinge und 
MigrantInnen zu schikanieren und gesell- 
schaftlich zu isolieren. Am Ende der Kette 
des staatlichen Rassismus steht die Ab- 
schiebung, in vielen Fällen Folter und Tod. 

Die vom bürgerlichen Europa gepriese- 
nen Menschenrechte und Konventionen 
sind reines Blendwerk, was sich gerade 
auch am Fall Binali Yildirims zeigt. Im EU- 
Mitgliedsstaat Spanien wird erwogen, ent- 
gegen den Genfer Konventionen Binali an 
die Türkei auszuliefern. Trotz eines ver- 
meintlich sicheren rechtlichen Status wur- 
de eraufMallorca inhaftiert. Dies alles zeigt 
nur einmal mehr, wie deutlich es darauf an- 


kommt, bestehende Verhältnisse weltweit 
zu be- und Rechte selbständig zu erkämp- 
fen, die benötigt werden, damit Binali und 
alle anderen nicht darauf angewiesen sind, 
an den EU- Grenzen um Schutz zu flehen. 
Wie schon in den letzten Wochen und 
Monaten, in denen wir mit einer Vielzahl 
von Aktionen auf das Schicksal von Bina- 
li aufmerksam gemacht haben, werden wir 
auch am 08.09.2007 aufunsere eigene Kraft 
vertrauen. Wir rufen Euch dazu auf, Euch 
an der Demonstration für die sofortige Frei- 
lassung Binalis und gegen die politische 
Verfolgung linker AktivistInnen sowie ge- 
gen die rassistische Migrations- und 
Flüchtlingspolitik zu beteiligen. 
Freiheit für Binali Yildirim! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen 
und alle Gefangenen in Abschiebehaft! 
Solidarität ist eine Waffe! 
www.freebinali.tk 


Binali Soydan wurde 
freigelassen! 


Binali Soydan, der am 19. Juni 2007 auf- 
grund eines Auslieferungsantrages der Tür- 
kei und der Zustimmung eines Gerichtes 
verhaftet und in der JVA Köln-Ossendorf 
festgehalten wurde, wurde am 30. Juli 
2007 freigelassen. 


Binali Soydan war insgesamt 40 Tage in- 
haftiert. 

Binali Soydan hatte am 23. Juli 2007 aus 
Protest gegen seine willkürliche Verhaftung 
aufgrund eines auf falschen Behauptungen 
basierenden Auslieferungsantrages und die 
dabei zutage gelegte Ignoranz gegenüber 
Gegendarstellungen mit einem unbefriste- 
ten Hungerstreik begonnen. Eine Woche 
seiner Haft verbrachte er mit Hungerstreik. 

Vom Augenblick seiner Verhaftung an 
sind wir europaweit aktiv geworden, um 
Binali Soydans Freilassung zu erreichen. So 
wurden Presseerklärungen in Köln und an- 
deren deutschen Städten, sowie in Paris, Ba- 
sel und Zürich abgegeben. Vor dem Aus- 
länderamt, der JVA-Ossendorf und deut- 
schen Vertretungen in Paris und Zürich 
wurden Protestkundgebungen abgehalten. 
Es wurden auch Infostände an vielen Orten 
Deutschlands aufgestellt und eine Unter- 
schriftenaktion durchgeführt. Der Vorfall 
wurde Tausenden Adressen gemeldet und 
verschiedene Personen, Einrichtungen und 
Institutionen zur Solidarität aufgerufen 
und Protestschreiben an das Innenministe- 
rium des NRW vorbereitet. Daneben erging 
ein Aufruf an Menschenrechtsorganisatio- 
nen, wie etwa Amnesty International, Re- 
porter ohne Grenzen, die Menschenrechts- 
kommission der UN, den Hohen Flücht- 
lingskommissar der UN und alle regionalen 
Menschenrechtsverbände, denen Infoma- 
terial zugestellt wurde. Schließlich gab es 
Kontakte zu einigen progressiven Parla- 


mentariern u.ä. 

Unsere Kampagne fand natürlich auch in 
der Türkei breite Resonanz. Unsere Genos- 
sen von der BDSP (Vereinigte Revolutionä- 
re Sozialistische Partei) hielten eine Pro- 
testkundgebung vor dem deutschen Kon- 
sulat in Istanbul ab. 

Bei der Freilassung Binali Soydans spiel- 
te natürlich auch unsere Initiative eine 
wichtige Rolle. Jedoch darf die nicht zu un- 
terschätzende Unterstützung türkischer re- 
volutionärer Kreise und progressiver und 
revolutionärer Personen, Einrichtungen 
und Institutionen besonders aus Deutsch- 
land vergessen werden. 

Die Rote Fahne verfasste im Namen der 
MLPD auf regionaler und zentraler Ebene 
eine Solidaritätserklärung. Auch die KPD- 
ML in Deutschland, die Sozialistische Par- 
tei und der Rode Morgen aus den Nieder- 
landen sagten ihre Unterstützung zu. 

Marion Sison, Ehrenvorsitzender der 
Kommunistischen Partei der Phillippinnen, 
übersandte eine unmissverständliche Soli- 
daritätserklärung im Namen der ILPS. 

Viele Einrichtungen, vor allem Pro-Asyl 
und Rote Hilfe, waren äußerst sensibel und 
haben ihre Solidarität erklärt, schickten 
Protestschreiben an das Innenministerium 
des NRW und erklärten uns, sie würden uns 
bezüglich der Anwaltskosten unterstützen. 

Die Vertreterin Amnesty Internationals in 
Hamburg, Barbara Neppert, sowie Sevim 
Dagdelen und Ulla Jelpke, beide Abgeord- 
nete der Linkspartei, haben sich des Pro- 
blems angenommen und uns unterstützt. 
Besonders die Erklärung Ulla Jelpkes war 
sehr hilfreich. 

Schließlich waren diese Anstrengungen 
und der gemeinsam ausgeübte Druck erfol- 
greich. Binali Soydan wurde freigelassen. 

Binali Soydan ist jetzt in Freiheit, aber 
das ist noch kein Grund zur Freude, denn 
die Bedingungen, die ihn und andere ins 
Gefängnis brachten, sind nach wie vor un- 
verändert. Diese Angriffe werden fortge- 
setzt werden. Diese vollkommen anti-de- 
mokratischen, faschistoiden, wirtschaftli- 
chen, sozialen und politischen Angriffe als 
Teil eines Generalangriffs gegen alle Ar- 
beiter und Werktätige jeglicher Herkunft, 
werden gegen Regimekritiker aus Asien, 
Afrika, Latein-Amerika und Europa in Form 
von Abschiebungen verschärft fortgeführt 
werden. 

Die Sensibilität und der Widerstand ge- 
gen diese Angriffe muss dauerhaft bleiben. 

Wir werden die aufrichtige und freund- 
schaftliche Unterstützung unserer revolu- 
tionären Freunde aus der Türkei nicht ver- 
gessen. Wir bedanken uns bei allen pro- 
gressiven und revolutionären Personen, 
Einrichtungen und Institutionen aus Euro- 
pa, besonders aus Deutschland, für ihre un- 
schätzbare Unterstützung bei der Freilas- 
sung Binali Soydans und rufen aus tiefstem 
Herzen: 

Es lebe die internationale Solidarität! 
BIR-KAR, Plattform für die Einheit der Ar- 
beiter und Völkerfreundschaft 


Aufruf der ASP: 


„Nein zur Ausliefe- 
rung von Avni Er und 
Zeynep Kilic” 


Die ASP (Association Proletarian Solidarity) 
ruft dazu auf, sich gegen die geplante Aus- 
lieferung von Avni Er und Zeynep Kilic, bei- 
de in Italien wegen Mitgliedschaft in der 
DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungspar- 
tei-Front) zu 7 bzw. 5 Jahren Haft verurteilt, 
zu stellen. In der Erklärung mit dem Titel 
„Nein zur Auslieferung der politischen Ge- 
fangenen AvniErund Zeynep Kilic!“ wird die 
ihre sofortige Freilassung der beiden politi- 
schen Gefangenen gefordert. 

In ihrem Aufruf erklärt die ASP: „Am 20. 
Dezember 2006 wurde in erster Instanz der 
Prozess gegen die türkischen GenossInnen 
der DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungs- 
partei-Front) abgeschlossen. Die zwei politi- 
schen Flüchtlinge und KommunistInnen sind 
am 1. April 2004 während einer repressiven 
Operation internationalen Ausmaßes, welche 
von den türkischen Behörden in Zusammen- 
arbeit verschiedener europäischer Staaten, 
allen voran Italien, durchgeführt wurde, ein- 
gesperrt worden. Es handelt sich um diesel- 
be Operation, die in den belgischen Gefäng- 
nissen endete und der ein skandalöser, 
schließlich annullierter Prozess gegen einige 
AktivistInnen des Brüsseler DHKP-C Infor- 
mationsbüro folgte, unter denen sich auch 
Bahar Kimyongür befand. In Perugia leiste- 
ten Avni und Zeynep wie ihre GenossInnen 
in Belgien mutige Gegeninformationsarbeit 
über die faschistische und verbrecherische 
Politik des türkischen Staates und verbringen 
deshalb 7 bzw. 5 Jahre im Gefängnis.“ 

In der Erklärung geht die ASP kurz auf die 
Geschichte der Türkei ein und nennt „einige 
Zahlen der Repression aus der Türkei: 4 
Staatsstreiche seit der Gründung des türki- 
schen Staats (der letzte im Jahre 1980); 
30.000 getötete KurdInnenen, 8.000 ver- 
brannte Dörfer und hunderttausende Flücht- 
linge während des Krieges in türkischem Kur- 
distan in den neunziger Jahren; der Angriff 
gegen 21 Gefängnisse, die am 19. Dezember 
2000 4 Tage lang von 8 Gendarmeriebatail- 
lonen und 8.335 Soldaten durchgeführt wur- 
de, um den Widerstand der Gefangenen zu 
brechen, die sich der Verlegung in die Isola- 
tionszellen des Typs-F widersetzten; nach 
20.000 Bomben, die in die Schlafstellen ge- 
worfen wurden, 28 ermordeten Gefangenen 
und ungefähr tausend Verletzten wurden die 
Gefängnisse eingeführt...“ 

Weiter erklärt die ASP, dass sich über 2000 
politische Gefangene in den Gefängnissen 
der Türkei befinden. Die ASP fragt, wer die 
eigentlichen Terroristen sind, und erklärt; 
„Um uns zu erlauben, die Frage richtig zu be- 
antworten; Zeynep und Avni gingen im Ge- 
gensatz zu jenen, die für gewaltige finanzi- 
elle Interessen das Bild einer demokratischen 
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Anhörung von Jean-Marc 
Rovillan am 4.9.2007 


Jean-Marc Rouillan, Gefangener aus der 
ehemaligen französischen Stadtguerilla- 
gruppe Action Directe, wird am 4. 9. von 
einem Sondergericht in Paris über Video- 
konferenz angehört. 

Nathalie Menigon, die nach zwei 
Schlaganfällen halbseitig gelähmt ist, hat 
seit dem 2. August nach über 20 Jahren 
Knast Freigang. Der jetzige Status der 
Freigängerin ist Voraussetzung, um auf 
Bewährung entlassen zu werden. Es wur- 
de gerichtlich festgelegt, dass ihr derzei- 


Türkei fördern, um den EU-Beitritt zu ge- 

währleisten, das Risiko ein, des internationa- 

len Terrorismus angeklagt, infolgedessen 

ausgeliefert und gefoltert zu werden.“ 
Weiter erklärt die ASP, dass der Justizmi- 

nister Clemente Mastella am 7. Mai 2007 der 

Auslieferung von Zeynep Kilic an die BRD 

zugestimmt habe und der Auslieferungsge- 

such von Avni Er an die Türkei vom Juni sei. 
Die ASP beendet ihre Erklärung mit dem 

Aufruf zur Unterstützung von Avni Er und 

Zeynep Kilic mit Protestmails und -faxes an 

den Justizminister Clemente Mastella. 

Für den Protest: 

Justizminister Clemente Mastella 

Via Arenula 70, 00186 Roma 

Fax: +39 06.68897777 

Mails bitte an: Ass-solid-prol@libero.it 

ASP (Association Proletarian Solidarity) 


Appell für die Freilas- 
sung Arnaldo Otegis 


den Sprecher der verbotenen baskischen 
Partei Batasuna, seit Juni r in Martutene 
inhaftiert ist. 

AUFRUF: Die Unterzeichner dieses Aufrufs 
fordern die sofortige Freilassung Arnaldo 
Otegis vor allem aus folgenden Gründen: 


1. Politische Gespräche sind grundlegendes 
Instrument für die notwendige und konti- 
nuierliche Kommunikation zwischen Kon- 
fliktparteien. Nur durch sie können Alter- 
nativen vorgestellt, debattiert und verhan- 
delt werden. Solche Gespräche sind Voraus- 
setzung dafür, dass politische Vereinbarun- 
gen zustande kommen, die dem Baskenland 
(Euskal Herria) die Chance für eine Zukunft 
in Frieden und Freiheit eröffnet. 

2. Einer der Hauptunterhändler der lin- 
ken Unabhängigkeitsbewegung ist Arnal- 
do Otegi. Seine Inhaftierung (aus nichtigem 
Grund) ist eine schwerwiegende Beein- 
trächtigung dieser Chance, zumal Arnaldo 
Otegi eine zentrale Rolle in den Gesprächen 
und bei der Suche nach einer politischen 
Lösung des lang andauernden Konfliktes 
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tiger Status ein Jahr dauern soll. 

Das bedeutet, dass sie morgens das Ge- 
fängnis in Südfrankreich verlässt, um zu 
arbeiten, und abends dorthin zurückkehrt. 
Die Wochenenden verbringt sie hinter 
Mauern. Sie darf allerdings keine politi- 
sche Erklärungen abgeben. 

Auch bei Jean-Marc, der zusammen mit 
Nathalie, der verstorbenen Joelle Aubron 
und Georges Cipriani vor 20 Jahren fest- 
genommen worden ist, wird es zunächst 
um den Freigängerstatus gehen. Die vom 
Gericht festlegbare Dauer beläuft sich 
zwischen einem und drei Jahren. 

Ebenfalls ist das frühere AD-Mitglied 
Regis Schleicher schon seit 1984 inhaftiert. 


um die Zukunft des Baskenlandes spielt. 
3. Vor allem deshalb erklären wir Unter- 
zeichner öffentlich unsere Ablehnung der 
Inhaftierung Arnaldo Otegis und verurtei- 
len sie als eine politisch motivierte Maß- 
nahme. Wir verlangen von den Verant- 
wortlichen seine sofortige Freilassung. 
Der Aufruf in mehreren Sprachen sowie 
die bislang weit über 6000 Unterschriften 
kann eingesehen und unterzeichnet werden 
unter: http://www.arnaldoaskatu.org/ 


Interview mit Haidi Giuliani 


Ende Juli 2007 war der 6.Jahrestag; der Anti- 
G8-Proteste in Genua und der Erschießung des 
G8-Gegners Carlo Giuliani durch einen Cara- 
biniere am 20.7.2001. Aus diesem Anlass gab 
es wiederum mehrere Kundgebungen und Ak- 
tionen des Restes der italienischen Antigloba- 
lisierungsbewegung. Die unabhängige links- 
radikale Tageszeitung „il manifesto“ ergriff 
die Gelegenheit und befragte Carlos Mutter 
Haidi Giuliani nach dem Stand der politischen 
und juristischen Aufarbeitung der damaligen 
Ereignisse und dem Zustand der Bewegung. 

.. Haidi Giuliani (geboren am 11.5.1944), 
heute im Ruhestand befindliche ehemalige 

Grundschullehrerin, rückte am 12.10.2006 als 
parteilose Linke für Rifondazione Comunista 
(PRC) in den italienischen Senat nach, um sich 
dort vor allem der Aufklärung und politischen 
Aufarbeitung der Polizeiübergriffe in Genua 
sowie ähnlich gelagerter Fälle zu widmen. Der 
zunehmende Anbiederungskurs, den die 
Führung der frischgebackenen Regierungs- 
partei Rifondazione verfolgt, wird von ihr zu- 
nehmend scharf kritisiert. Wegen ihrer in dem 
folgenden Interview für die „il manifesto“ 
vom 18.7.2007 getroffenen Feststellung, „dass 
es unter den Ordnungskräften Verbrecher gibt, 
die dem Hass und der Unterdrückung verfal- 
len sind“, wurde sie noch am selben Tag vom 
Generalsekretär der 1992 gegründeten, 
stramm rechten Polizeigewerkschaft „Koordi- 
nation für die gewerkschaftliche Unabhän- 
gigkeit der Polizeikräfte“ (COISP), Franco 
Maccari, bei der Staatsanwaltschaft Rom an- 
gezeigt. 

Giacomo Russo Spena / 


Es folgt das Interview 


„Ordnungskräfte? 
Müssen verändert 
werden!” 


Es spricht Haidi Giuliani (Senatorin des 
PRC): „Wenn Genua in Vergessenheit gerät, 
haben wir verloren.” 

Giacomo Russo Spena - Rom 

„Die einzelnen Abteilungen der Ordnungs- 
kräfte sind im Faschismus erzogen wor- 
den.“ Nach der Repression, die die Demon- 
stranten beim G8-Gipfel in Genua erlitten, 
erwartet Haidi Giuliani, die Senatorin des 
Partito della Rifondazione Comunista 
(PRC), vor allem aber die Mutter von Car- 
lo, Gerechtigkeit. Jener 20. Juli 2001, der 
Tag, an dem ihr Sohn getötet wurde, hat ihr 
Leben verändert. Aber sie hat es verstan- 
den darauf zu reagieren. Sie hat den Weg 
des Kampfes gewählt, um die Wahrheit über 
jene finsteren Seiten der italienischen De- 
mokratie ans Tageslicht zu befördern, so 
dass sie nun zu einem der Symbole jener 
Bewegung geworden ist, die in Genua de- 
monstrierte. Ihr Engagement wurde in die- 
sen Jahren nicht nur vom mütterlichen 
Schmerz über den viel zu frühen und un- 
gerechten Tod des Kindes diktiert, sondern 
auch von ihren sozialen Überzeugungen: 
zu verhindern, dass sich ein ähnlicher 
Wahnsinn in Zukunft wiederholen kann. 
Wir trafen sie bei der offiziellen Präsenta- 
tion des Videos „Op Genova 2001“, die im 
Palazzo Madama stattfand (und über die „il 
manifesto“ im Vorfeld bereits berichtete). 


Das Video zeigt, dass es die Beamten wa- 
ren, die die öffentliche Ordnung in die Kri- 
se brachten. Warum wird eine solche Ag- 
gression organisiert? 

Man musste das Volk von Genua wegen 
des innovativen und konfliktbereiten 
Drucks verhaften, den es ausübte. Die 
Macht fürchtete und fürchtet die Gegen- 
gipfel so sehr, dass sie nur mit Repression 
darauf antworten kann. Die Antiglobalisie- 
rungsbewegung wurde nämlich auch schon 
vorher bei anderen Gelegenheiten 
attackiert. Ich erinnere mich daran, wie im 
Juni 2001 - also einen Monat zuvor - mit 
eiserner Hand gegen die Demonstranten in 
Göteborg vorgegangen wurde, wo ein Po- 
lizist auf einen Jungen schoss, der durch 
ein Wunder überlebte. Das ist eine von den 
Mächtigen beschlossene internationale An- 
weisung: Für die Antiglobalisierungsbewe- 
gung darf es keinen Raum geben. Dann ist 
da mit Sicherheit die italienische Beson- 
derheit. Unsere Ordnungskräfte wollten ei- 
ne Lektion von unerhörter Gewalt erteilen: 
Zusammenschlagen, Übergriffe, Lynchak- 
tionen und Demütigungen. Das Ende der 
Zivilisation. Einer der Gründe für diesen 
Wahnsinn findet sich auch in unserer Ge- 
schichte. Jedes Mal, wenn das kommuni- 


stische oder das katholische Lager eine Übe- 
reinstimmung erzielt haben, hat der Staat 
in brutaler Weise darauf reagiert, weil er ih- 
re Forderungen fürchtete. 


Besaß bei dem Wahnsinn auch die kultu- 
relle Prädisposition ((Vorbereitung / Veran- 
lagung)) der Beamten gegenüber den De- 
monstranten Gewicht? 

Absolut ja. Es genügt, sich all die rech- 
ten Wimpel anzusehen, die in den Kaser- 
nen aushängen. Zum Willen einer starken 
sozialen Kontrolle kommen an Faschismus 
erkrankte Apparate. So kommt es, dass es 
unter den Ordnungskräften Verbrecher gibt, 
die dem Hass und der Unterdrückung ver- 
fallen sind. Die Ermordungen von Dax ((Da- 
vide Cesare am 16.3.2003)) in Mailand und 
von Renato Biagetti (am 27.8.2006)) in 
Rom durch Faschisten sind beispielhaft 
dafür. Im Falle von Dax hat die Polizei die 
Genossen, die sich im Krankenhaus ein- 
fanden, um seiner zu gedenken, brutal an- 
gegriffen. Im Biagetti-Prozess sind seine 
letzten Aussagen auf mysteriöse Weise ver- 
schwunden, um einen der Angreifer (nicht 
zufällig der Sohn eines Carabiniere) zu ret- 
ten. 


Welchen Empfang erwarten Sie sich von Ih- 
rer Stadt angesichts der Mobilisierungen 
dieses Jahres? 

Das Problem ist die Angst, die von den 
Medien und der öffentlichen Meinung ge- 
schürt wird. Bereits während der Tage des 
G8-Gipfels wurde eine Desinformations- 
kampagne auf die Beine gestellt. Die Ge- 
nuesen waren damals zu Tode erschrocken. 
Die Stadt war in jenen Tagen zur Hälfte wie 
ausgestorben. Erst 6 Monate später, als al- 
len klar war, dass es eine Suspendierung des 
Rechtsstaates gegeben hatte, ist ganz Ge- 
nua aufdie Straße gegangen. Dann aber hat 
der Alarmismus ((das Verbreiten von Kata- 
strophenstimmung)) gewonnen. Jetzt hat 
die Stadt ihr Urteil über das, was damals 
geschah, suspendiert. Die Leute sind noch 
immer erschüttert. 


An welchem Punkt befindet sich die par- 
lamentarische Untersuchungskommission 
über die Geschehnisse in Genua? 

Man wartet ab. Im Augenblick hat die Re- 
gierung andere Prioritäten, wie z.B. das 
Wahlgesetz. Die Kommission ist in jedem 
Fall ein wichtiges Instrument, sowohl um 
Gerechtigkeit zu erlangen als auch um das 
Land zum Nachdenken zu bewegen. Jene 
Tage dürfen nicht vergessen werden oder 
wir haben verloren. 


Wieso hat die Kommission so große 
Schwierigkeiten, sich zu konstituieren? 

Die Bewegungen bereiten allen Unan- 
nehmlichkeiten. Sie sind das kritische Be- 
wusstsein des Landes. So hat der moderate 
Flügel der Mitte-Links-Union den Weg der 
Äquidistanz beschritten und verurteilt die 
Polizisten, die sich falsch verhalten, und die 
Demonstranten, die darauf reagiert haben. 


Diese Position ist eine Absurdität. Die De- 
monstranten hatten alles Recht der Welt, 
sich zu verteidigen, und vor allem das Recht 
darauf, nicht gedemütigt, zusammenge- 
schlagen, gefoltert und vergewaltigt zu 
werden. Ich empfehle denjenigen, die den 
Weg der Äquidistanz gewählt haben, das 
Buch ‚Was sich ändert’ von Roberto Fer- 
rucci zu lesen.“ 


Der PRC hat den neuen Polizeichef Manga- 
nelli freundlich empfangen. Was meinen Sie 
dazu? 

Das ist ein völlig falsches Verhalten. Man- 
ganelli hat, kaum dass er auf den Posten 
gesetzt wurde, behauptet, dass er denselben 
Weg wie sein Vorgänger De Gennaro wei- 
tergehen wolle. Den Weg dessen, der die 
Verantwortlichen für den Wahnsinn ge- 
genüber den Demonstranten auf höhere 
Ränge befördert hat. Zwischen den beiden 
gibt es eine deutliche Kontinuität. Er wird 
erst dann mein Wohlgefallen finden, wenn 
alle Polizisten, die während des G8-Gipfels 
geprügelt haben, suspendiert werden. Der 
einzige Sieg für das Land wäre eine Er- 
neuerung aller Ordnungskräfte durch die 
Verbreitung einer zivilen und demokrati- 
schen Kultur in ihren internen Apparaten. 
(Vorbemerkung, Übersetzung und Einfü- 
gungen in doppelten Klammern: * Rosso)) 
Der Name * Rosso steht für ein Mitglied des 
Gewerkschaftsforums Hannover und der 
ehemaligen Antifa-AG der Uni Hannover, 
die sich nach mehr als 17-jähriger Arbeit 
Ende Oktober 2006 aufgelöst hat 


San Francisco 8 


Anhörung läuft 


Am 23. Januar dieses Jahres wurden acht 
afroamerikanische Männer zwischen 55 und 
71 Jahre in Kalifornien, Florida und New 
York verhaftet. Alle acht, mittlerweile ge- 
nannt die San Francisco 8, sind ehemalige 
Mitglieder der Black Panther Party (BPP). Ih- 
nen wird Beteiligung an dem bewaffneten 
Angriff eines Kommandos der Black Libera- 
tion Army (BLA) gegen eine Polizeiwache in 
San Francisco am 29. August 1971 vorge- 
worfen, bei dem ein Polizist ums Leben kam, 
bzw. in den Jahren 1968 bis 1973 Ver- 
schwörung zur Tötung von Polizisten. 

Zwei der acht, Herman Bell und Jalil 
Muntagin, sind seit über 30 Jahren wegen 
angeblichen Mordes inhaftiert. Obwohl sie 
längst ihre Mindeststrafe abgesessen ha- 
ben, weigert sich die Strafaussetzungs- 
kommission, sie freizulassen. 

BeiRay Boudreaux, Richard Brown, Hank 
Jones, Richard O’Neal, Harold Taylor und 
Francisco Torres setzte ein Gericht Kauti- 
onssummen in Höhe von $3 Mio. bis $5 
Mio. fest. Summen, die die Angeklagten 
nicht aufbringen können. 

Seit Januar versuchen die Strafverteidi- 
ger, eine Reduzierung der Kaution zu errei- 
chen und die Staatsanwaltschaft zu zwin- 


gen, Beweise freizugeben. 

Am 22. August setzte Richter Moscone 
die Kautionssummen auf $200.000 bis 
$660.000 herab. Moscone erklärte, dass die 
von der Staatsanwaltschaft heraufbe- 
schworene „Gefahr für die Öffentlichkeit“ 
bei Freilassung auf Kaution nicht bestehe, 
da die Männer alle starke familiäre und ge- 
sellschaftliche Beziehungen haben. 

Moscone erklärte zu Beginn der Ver- 
handlung, „nicht alle“ würden über seine 
Entscheidung erfreut sein. Nach der 
Ankündigung zur Kautionsreduzierung, 
verließen Dutzende von Polizisten den Ge- 
richtssaal. Familienmitglieder und Unter- 
stützer sind guter Hoffnung, die Kautions- 
summer aufzutreiben. 

Nach der Kautionssummen wurde ansch- 
ließend über die freigegebenen bzw. nicht- 
freigegebenen Beweisen gehandelt. 

Ein großes Problem ist, sagt Stuart Han- 
lon, der Strafverteidiger von Herman Bell, 
dass die Staatsanwaltschaft zwar mehr als 
200.000 Seiten an Beweismaterial überge- 
ben hat, doch schiene es, als ob sie zuvor al- 
le durcheinander geworfen wären. Obwohl 
20 Mitarbeiter Hunderte Stunden über meh- 
rere Monaten gearbeitet haben, um das Ma- 
terial zu organisieren, findet die Verteidi- 
gung immer noch nicht die Dokumente, die 
sie braucht. Außerdem sind unzählige Teile, 
einschließlich von Kontaktinformationen 
über Zeugen, schwarz durchgestrichen. 

Hanlon sagt, die Grundlage der gegen- 
wärtigen Anklage! sollten angeblich 
„neue“ DNA- und ballistische Beweise sein. 
Die findet er aber nicht. Boudreauxs An- 
walt Michael Burt fügte hinzu, dass die 
Staatsanwaltschaft über ein Jahr lang be- 
stritten hat, dass es irgendwelche DNA-Be- 
richte gäbe. Doch als sie diese den Straf- 
verteidigern vor wenigen Tagen übergaben, 
wurde klar, dass sie schon im letzten Jahr 
angefertigt worden waren. Dennoch, sie 
sind immer noch nicht vollständig. „Wir 
brauchen die Ergebnisse jeder Untersu- 
chung“, sagt er. Es gibt keine Übereinstim- 
mung zwischen den unvollständigen DNA- 
Ergebnissen und den DNA der Angeklag- 
ten. Eins der Ergebnisse ähnelt dem DNA 
eines staatlichen Sachverständigers, die 
Anwälte vermuten, dass die DNA-Beweise 
kontaminiert sind. 

Anstatt ballistischer Beweise bekämen sie 
Erklärungen der Polizei, sagt Hanlon. 
„Nachdem die Polizei im Falle von Geroni- 
mo Pratt [2] 25 Jahre lang glatt gelogen hat, 
will ich Beweise sehen, nicht Erklärungen.“ 

Die Anhörung wird am 28.8. fortgesetzt. 

www.freethesf8.org 
www.thejerichomovement.com 
1 Bowman und Taylor wurden schon 1973 wegen 
des Angriffs gegen die Polizeiwache angeklagt 
und verurteilt. Der Urteil wurde aber 1976 auf- 
gehoben, weil ihr Geständnis durch Polizeifol- 
ter erzwungen wurde. 
Elmer „Geronimo“ Pratt saß 27 Jahren un- 
schuldig im Gefängnis. 1999 kam er frei, nach- 
dem sein Strafverteidiger beweisen konnte, dass 
der Hauptbelastungszeuge ein bezahlter Poli- 
zeispitzel war. 


[557 


15 


80. Jahrestag der Hinrichtung von Sacco und Vanzetti 


In Boston, New York und anderen Städten 
der USA fanden am 23. August Gedenk- 
veranstaltungen zum 80. Jahrestag der 
staatlichen Ermordung der italienischen 
Anarchisten Ferdinando „Nicola“ Sacco 
und Bartolomeo Vanzetti statt. 


Ihnen war vorgeworfen worden, am 15. 
April 1920 in einem Vorort von Boston, 
Massachussets, an einem bewaffneten 
Raubüberfall, bei dem zwei Menschen ums 
Leben kamen, beteiligt gewesen zu sein, 
und sie wurden im Juli 1921 zum Tode ver- 
urteilt. Trotz weltweiter Massenproteste 
wurden sie in den frühen Morgenstunden 
des 23. August 1927 im Staatsgefängnis 
von Charlestown auf dem elektrischen 
Stuhl hingerichtet. Am fünfzigsten Jahres- 
tag ihrer Hinrichtung wurden sie 1977 
durch den Gouverneur von Massachusetts, 
Michael Dukakis, rehabilitiert. 

Bei der diesjährigen von der Sacco-and- 
Vanzetti-Commemoration-Society veran- 
stalteten Gedenkveranstaltung nahmen ca. 
70 Menschen an einer Demonstration teil. 
Transparente mit Aufschriften wie: „Stoppt 
die Razzien und Deportationen“, „Arabi- 
sche Arbeiter sind nicht unsere Feinde“ und 
„Kein Arbeiter ist illegal“ wiesen auf die hi- 
storische Parallelen bezüglich Ausländer- 
feindlichkeit damals und heute hin. Abends 
gab es eine Kulturveranstaltung mit Thea- 
ter, Musik und Gedichten. 

Die Stadttrat von Boston verabschiedete 
eine Gedenkresolution zur Erinnerung an 
Sacco und Vanzetti und begrüßte aus- 
drücklich die Arbeit der ‚Sacco and Van- 
zetti Commemoration Society. 

Immer wenn es opportun scheint, erin- 
nert die Stadt gern an Sacco und Vanzetti. 
1976, als die von Gov. Dukakis veranlasste 
Untersuchung zur Rehabilitierung im 
Gange war, ließ der Stadtrat eine Gedenk- 
tafel am Ort des Büros des Sacco und Van- 


zetti Verteidigungskomitees errichten. Ir- 
gendwann in den 1980er Jahren ver- 
schwand sie dann wieder. Bis jetzt hat die 
Stadt es nicht für nötig erachtet, die Tafel 
zu ersetzen. 

Vorzehn Jahren, zu 70. Todestag von Sac- 
co und Vanzetti, nahm der damalige und 
jetzige Bürgermeister von Boston Thomas 
Menino in Begleitung des stellvertretenden 
Gouverneurs Paul Cellucci, beide Italo- 
Amerikaner, im Namen der Stadt ein von 
(John) Gutzon de la Mothe Borglum! in 
Bronze angefertigtes Relief von Sacco und 
Vanzetti an. Das Relief wurde nie aufge- 
stellt und sein Verbleib ist angeblich unbe- 
kannt. Schon 1937, 1947 und 1957 wurde 
erfolglos versucht, das Kunstwerk an Gou- 
verneure von Massachusetts und Bürger- 
meister von Boston zu überreichen. 

1999 wurde die Errichtung eines Denk- 
mals angekündigt. Außer der Ankündigung 
ist bis jetzt nichts verwirklicht worden. 

Die Sacco and Vanzetti Commemoration 
Society hat sich zum Ziel gesetzt, die Stadt 
zu bewegen, die verschwundene Tafel zu 
ersetzten und das Denkmal zu errichten. 

Zum 80. Jahrestag der staatlichen Er- 
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mordung von Sacco und Vanzetti istin den 
USA ein neues Buch „Sacco and Vanzetti: 
The Men, the Murders, and the Judgment 
of Mankind“ vom Bruce Watson sowie ein 
neues Dokumentar vom Filmemacher Peter 
Cooper. 

http://saccoandvanzetti.org 


[1] (John) Gutzon de la Mothe Borglum (1867- 
1941) - Erbauer des Mount Rushmore Monumets 
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Als ein Hinrichtungstermin 1927 am 10.8. 1927 bekannt wurde, kam es wegen zwei- 
er einfacher Arbeiter zu einer bis dahin noch nie gesehenen Protestwelle rings um den 
Erdball. Es kam zu vielen Anschlägen, gewaltigen Demonstrationen und wilden Streiks 
bis hin zu Generalstreiks in Südamerika. Dabei waren durch harte, staatliche Unter- 
drückungsmaßnahmen etliche Menschenleben zu beklagen. In Genf stürmte eine empör- 
te Masse das Völkerbundgebäude und schlug den berühmten Glassaal in Trümmer. 
Selbst gesetzgebende Körperschaften forderten Gouverneur Fuller auf, die beiden An- 
archisten freizugeben. Alle US-Botschaften wurden streng bewacht. In Tokio zog sich 
der US-Botschafter auf seinen Landsitz zurück. In vielen Städten Deutschlands prote- 
stierten ArbeiterInnen. In Berlin gab es eine Riesendemonstration. Selbst die amerika- 
nische Presse berichtete nun von „Unstimmigkeiten“ während des Prozesses. Quelle: 


www.anarchismus.de/ personen/sacco-vancetti.htm 
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nummer: 25265-201. Gesamtherstellung: GNN Gesell- 
schaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenver- 
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